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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

In der Herbstsession 2018 beschaftigte sich der Stéanderat als Zweitrat mit der ersten
Etappe der DSG-Revision, welche nur die Schengen-relevanten Bestimmungen des
Gesetzgebungsprojektes umfasste. Die Schweiz héatte ihr Datenschutzrecht eigentlich
bis zum 1. August 2018 an die EU-Richtlinie 2016/680 betreffend den Datenschutz in
Strafsachen anpassen mussen, war damit im September also schon leicht im Verzug.
Obwohl sich Kommissionssprecherin Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) nicht sonderlich
begeistert von der Etappierung der Vorlage zeigte - der Schengen-relevante Teil sei
nicht der einzige, der zlgig abgeschlossen werden sollte, denn die Ubrigen
Bestimmungen seien zwar nicht fir das Fortbestehen der Schengen-Assoziierung, aber
sehr wohl fir den Angemessenheitsbeschluss relevant und somit nicht weniger wichtig
-, appellierte sie an den Rat, das Beste daraus zu machen und den eingeschlagenen
Weg moglichst rasch weiterzugehen.

Nachdem die kleine Kammer ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, wurde
auch hier, wie zuvor im Nationalrat, die Diskussion gefihrt, ob die gewerkschaftlichen
Ansichten in der Definition der besonders schitzenswerten Personendaten explizit
aufgefihrt werden mussten oder ob man diese streichen kénne, da sie von den
politischen und weltanschaulichen Ansichten erfasst wirden. Wie der Nationalrat
sprach sich auch der Sténderat mehrheitlich fur die Streichung der gewerkschaftlichen
Ansichten aus, obwohl, wie von Bundesratin Sommaruga und Minderheitsvertreter
Stockli (sp, BE) angemerkt, dieser Antrag gar nie begriindet worden sei. Materiell
anderte sich damit nichts im Vergleich zum geltenden Recht, weshalb sowohl die
Justizministerin als auch der Minderheitsvertreter letztlich vergebens die
Notwendigkeit dieser Anpassung - notabene in einem ohnehin befristeten Gesetz -
angezweifelt hatten. Als zweite Anderung und damit neue Differenz zum Nationalrat
verbot der Standerat dem EDOB grundsatzlich die Ausiibung jeglicher Nebentatigkeiten,
unabhéangig davon, ob diese vergltet werden oder nicht. Abweichend vom Grundsatz
soll der Bundesrat eine solche jedoch gestatten kénnen, wenn der EDOB dadurch nicht
in der AusUbung seiner Tatigkeit, seiner Unabhéngigkeit und seinem Ansehen
beeintrachtigt wird. Diese Absicht hatte bereits der Bundesrat in seinem Entwurf
gezeigt, der Standerat habe jetzt aber die «richtige Perspektive» und die «richtige
Formulierung» gefunden, so Bundesratin Sommaruga. Einstimmig verabschiedete die
kleine Kammer das Schengen-Datenschutzgesetz mit dieser einen verbleibenden
Differenz. Ebenfalls einstimmig genehmigte sie auch den Notenaustausch zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der EU-Richtlinie 2016/680 zum
Datenschutz in Strafsachen.

Der Nationalrat réaumte die Differenz daraufhin oppositionslos aus und nahm das
Schengen-Datenschutzgesetz in der Schlussabstimmung mit 182 zu 11 Stimmen an. Der
Genehmigung des Notenaustausches stimmte er mit 139 zu 45 Stimmen zu; dagegen
opponierte ein Grossteil der SVP-Fraktion. Im Sténderat passierten beide Entwurfe die
Schlussabstimmung einstimmig. '

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Nur drei Tage nach der Beratung der Legislaturplanung 2019-2023 im Nationalrat,
debattierte der Standerat die Differenzen. Anders als bei regulédren Debatten schaltet
sich bei der Legislaturplanung die Einigungskonferenz bereits im Falle von Differenzen
nach der ersten Beratung ein. Sie hatte sich der 26 Abweichungen angenommen, die
durch die Ergdnzungen durch den Nationalrat entstanden waren.

Die Mehrheit der Vorschlage des Nationalrats wurden von der Einigungskonferenz zur
Ubernahme empfohlen oder sprachlich leicht angepasst. Fiinf Anderungen der grossen
Kammer stiessen hingegen auf Widerstand. Zur Streichung beantragt wurde der
Vorschlag des Nationalrats, ausgeglichene und stabile Bundesfinanzen im
Legislaturprogramm festzuschreiben. Auch die Stabilisierung der Personalausgaben
wollte die Einigungskonferenz nicht als Ziel festhalten. Die Wirtschaftsbeziehungen mit
der EU, mit Grossbritannien und den USA sollten zwar gewahrleistet, aber nicht vertieft
werden. Bei der Bildung- und Forschungspolitik soll laut der Einigungskonferenz die
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Chancengleichheit nicht als Ziel festgehalten werden. Und auch der flachendeckende
Ausbau der 5G-Technologie soll nicht als Legislaturziel formuliert werden.

Der Sténderat folgte mit Ausnahme zweier Antrédge allen Empfehlungen der
Einigungskonferenz. Insbesondere aus redaktionellen Griinden wollte eine knappe 20
zu 16 Stimmen-Mehrheit  zum  einen  die  Ausfihrungen zu  einer
Aussenwirtschaftsstrategie streichen. Zum anderen wurde das Ziel einer Botschaft fur
eine weitere AHV-Reform noch in der laufenden Legislatur als zu ambitids erachtet.
Auch Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga pladierte daflr, hier dem Antrag der
Einigungskonferenz nicht zu folgen, da ein mehrheitsfahiger Kompromiss im AHV-
Dossier, das grossen Reformbedarf aufweise, Zeit brauche. Die abgelehnten Punkte
wurden definitiv aus dem Legislaturprogramm gestrichen und die Behandlung des
Geschafts war fur den Standerat damit abgeschlossen. Es ging freilich noch einmal
zurtuck an den Nationalrat. Man habe die Legislaturplanung also noch verabschieden
kénnen, bevor die Legislatur zu Ende sei, schloss Standeratsprasident Hans Stockli (sp,
BE) die Debatte. ?

Bundesverwaltung - Organisation

Der Jahresbericht der Geschéftspriifungskommissionen und der
Geschiftspriifungsdelegation der eidgendssischen Réate (Jahresbericht GPK und
GPDel) gibt jeweils Auskunft Uber die von den Aufsichtskommissionen in einem Jahr
getatigten Kontrollen, deren Ergebnisse und daraus abgeleiteten Empfehlungen. Wie in
ihrem Jahresprogramm 2015 beschlossen, hatte sich die GPK 2015 auf die elektronische
Auszahlung von Stimmen, die Auswirkungen der Freihandelsabkommen und die
Verwendung  unterschiedlicher  Bevdlkerungsszenarien  fokussiert.  Aufgrund
verschiedener Ungereimtheiten im Beschaffungswesen (erwahnt wurden die Vorfélle im
SECO und im ASTRA), nahm die GPK-SR zudem eine Nachkontrolle in der Verwaltung
vor. Mit Nachkontrollen soll insbesondere untersucht werden, ob die jeweils von der
GPK abgegebenen Empfehlungen auch umgesetzt werden.

Zahlreiche weitere Kontrollen wurden im Jahresbericht beschrieben, so etwa die
Protokollfihrung des Bundesrates, die Wahl des obersten Kaders durch den Bundesrat,
die Probleme mit der Anstellung externer Mitarbeiter und dem Beibezug externer
Experten oder die Cyber-Abwehr des Bundes. Auch der Bericht zu "Insieme" fand noch
einmal Eingang in die GPK-Berichterstattung. Man habe festgestellt, dass die
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehdrden verbessert und die GPK gestarkt werden
mussten.

In der Stédnderatsdebatte wies der GPK-Kommissionspréasident Hans Stockli (sp, BE)
darauf hin, dass man zwar vieles entdeckt habe, was nicht funktioniere, zugleich habe
man aber auch feststellen kdnnen, dass die Verwaltung sehr gut sei und eine insgesamt
sehr gute Arbeit leiste. Damit dies weiter der Fall sein kdnne, misse sie gestarkt
werden. Auch im Nationalrat beschrankte sich die Debatte auf die Rapporte der
verschiedenen Kommissionssprecher. Alfred Heer (svp, ZH) forderte seine
Ratskolleginnen und -kollegen auf, sich bei der GPK zu melden, wenn sie Hinweise auf
unrechtmassiges Verhalten in der Verwaltung erhielten, Ida Glanzmann (cvp, LU) sprach
von spannenden Tatigkeiten der GPK und Yvonne Feri (sp, AG) bedankte sich bei den
Nationalratinnen und Nationalrdten dafir, dass sie noch da seien, obwohl der GPK-
Bericht nicht so interessant sei. Der Bericht wurde in beiden Kammern zur Kenntnis
genommen. *

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Au mois d’avril, le Conseil national a traité deux objets relatifs & la révision des
compétences du Conseil fédéral pour la conclusion et I'application provisoire de
traités internationaux de portée mineure. Le premier objet émane du gouvernement et
se veut une réponse a la motion «Base légale pour la conclusion de traités
internationaux par le Conseil fédéral », déposée par la commission de politique
extérieure du Conseil des Etats (CPE-CE), et a la motion "Révision des bases légales
régissant la conclusion d'un traité international par le Conseil fédéral" déposée par la
commission de I'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN). Dans son
message, le Conseil fédéral propose de garder ses compétences pour conclure seul des
traités internationaux de portée mineure. Concernant |'application provisoire des
traités internationaux, il suggere que tout accord refusé par les deux tiers des membres
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de chacune des commissions compétentes ne puisse pas faire I'objet d’une application
provisoire. La commission des institutions politiques du Conseil national (CIP-CN) n'a
pas retenu cette variante. Elle a préféré présenter une version selon laquelle le Conseil
fédéral devrait obtenir I'accord des deux commissions avant de décider de |'application
provisoire d'un traité international. En cas de divergence entre les deux commissions et
d'un deuxieme refus, le Conseil fédéral ne pourrait donc pas appliquer un traité
international a titre provisoire. Le Conseil national a suivi sa commission en refusant a
I'unanimité la proposition initiale. Le deuxiéme objet traité en parallele par le Conseil
national, soit I'initiative parlementaire Joder (udc, BE; 10.457), vise également une
limitation des pouvoirs gouvernementaux, mais elle va plus loin. En effet, initiative
souhaite que le Conseil fédéral ne puisse décider de I'application provisoire qu’aprés
avoir obtenu l'accord de I'assemblée fédérale. Cette proposition a pris la forme d’une
proposition de minorité lors de son passage devant la chambre basse. Les
parlementaires ont cependant préféré la version de la majorité de sa commission par
103 voix contre 57. L'initiative Joder a donc été classée. Au vote sur I'ensemble, la
proposition de la CIP-CN a été acceptée a l'unanimité. La discussion s’est poursuivie au
Conseil des Etats lors de la session d’hiver. Les sénateurs ont clairement exprimé leur
souhait de s’en tenir a la législation actuelle (soit de limiter I'influence des commissions
a un avis consultatif). lls ont donc refusé la proposition du Conseil fédéral (28 voix
contre 10 et 7 abstention), refusé la proposition du Conseil national (reprise dans une
minorité Fohn (udc, SZ) et refusée par 33 voix contre 7) et refusé la minorité Stockli (ps,
BE) qui souhaitait que les commissions des deux conseils aient un droit de veto (par
23 voix contre 17). Le dossier repart donc a la chambre du peuple. *

Offentliche Finanzen

Voranschlag

Bereits am folgenden Tag setzte sich der Standerat mit dem Nachtrag | zum
Voranschlag 2020 und den dazugehdrigen Nachmeldungen auseinander und auch in
der kleinen Kammer ging die Verwendung der Superlative weiter. Dabei hatte der
Standerat Uber zwei neue Antrage seiner Finanzkommission zu entscheiden: Die FK-SR
schlug einen Kredit Uber CHF 67 Mio. zur Unterstlitzung des Tourismus sowie einen
Kredit iber CHF 50 Mio. zur Ubernahme eines Anteils an bestimmten Geschaftsmieten
vor, obwohl die entsprechende Gesetzesgrundlage flr die Unterstiutzung im Tourismus
wie auch bei den Geschéftsmieten noch geschaffen werden musste. Der Kredit fur den
Tourismus beruhe auf zwei unterschiedlichen Antragen, erklarte Kommissionsprasident
Hegglin (cvp, ZG). CHF 27 Mio. seien als Ersatz fir die wegfallenden Tourismusabgaben
vorgesehen, mit CHF 40 Mio. solle in den nachsten drei Jahren eine Werbekampagne
fur den Schweizer Tourismus gefuhrt werden. Damit wolle man die auslandischen
Touristen von Ferien in der Schweiz Uberzeugen, ergénzte Christian Levrat (sp, FR).
Bundesrat Maurer kritisierte, dass das Geld gemass diesem Vorschlag nicht in der
Schweiz bleibe, sondern «irgendwelchen Werbeburos und Plakat- und Werbeagenturen
irgendwo in China» zugutekomme. Er bat deshalb den Rat darum, ein entsprechendes
UnterstlUtzungsprojekt des Bundesrates flir den Tourismus abzuwarten, das dann
tatsachlich den Schweizer Unternehmen im Tourismusbereich zugute kame. Hans Wicki
(fdp, SR) wehrte sich gegen diese Darstellung des Finanzministers und wies als Mitglied
eines Steering Committee von Tourismus Schweiz daraufhin, dass die Werbekampagne
fir das Jahr 2021 bereits in diesem Sommer geplant und Zahlungsverpflichtungen
eingegangen werden mussten. Damit wolle man auch nicht in China, sondern in der
Schweiz Werbung machen. Nicht nur der Bundesrat, auch eine Minderheit Knecht (svp,
AG) lehnte den entsprechenden Antrag der Kommissionsmehrheit mit Verweis auf die
bereits existierenden Fordergelder fur den Schweizer Tourismus ab. Dennoch sprach
sich der Stdnderat mit 33 zu 5 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) fir den Mehrheitsantrag
aus.

Bei den Geschaftsmieten beantragte die Kommission CHF 50 Mio. Diese Zahl komme
zustande, indem man von 15'000 betroffenen  Mietverhéltnissen, einer
durchschnittlichen relevanten Miete von CHF 7'800 und einer durchschnittlichen
Einschrankung von 1.5 Monaten ausgehe, erklarte Hegglin fir die Kommission. Diese
Schatzungen wiederum beruhten auf dem urspringlichen Vorschlag der WAK-SR,
wonach Geschéaftsmieten bis zu CHF 5'000 pro Monat erlassen und Geschaftsmieten ab
CHF 5'000 von Mietenden, Vermietenden und Bund zu je einem Drittel Gbernommen
werden sollten. Auch dagegen wehrte sich eine Minderheit Knecht, deren Sprecher
betonte, dass durch eine entsprechende Regelung Rechtssicherheit und
Rechtsgleichheit nicht mehr  gewahrleistet seien, die Regelung  zu
Wettbewerbsverzerrungen fihren wirde und erhebliches Missbrauchspotenzial
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bestehe. Christian Levrat kritisierte die Minderheit hingegen daflir, dass sie die
Entscheidung des Vorabends angreife, aber im Rahmen der Nachtragsdiskussion keine
finanzpolitischen Begrindungen dafur liefere. «Wir machen uns lacherlich, wenn wir an
einem Montagabend um 22 Uhr eine Regelung verabschieden und am Dienstagmorgen
um 11 Uhr die Finanzierung dieser Regelung ablehnen», warb er fur Annahme des
Mehrheitsantrags. Mit 26 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach sich der Rat fir den
Kredit zu den Geschaftsmieten aus. Ob dieser Uberhaupt fallig werden wirde, war
jedoch unklar: Die WAK-NR hatte die entsprechende Motion zur Grundlage der
Ubernahme der Geschaftsmieten in der Zwischenzeit verworfen und sich fiir einen
eigenen Vorschlag stark gemacht.

Eine weitere Differenz zum Erstrat schlug die FK-SR beim Kredit flr die Institutionen
zur Kinderbetreuung vor: Statt der vom Nationalrat vorgesehenen CHF 100 Mio. sollten
nur CHF 65 Mio. fur die Kinderbetreuung gesprochen werden. Diese Differenz stamme
daher, dass der Bund urspringlich 50 Prozent der entgangenen Elternbeitrage
Ubernehmen sollte, nun seien es aber mindestens ein Drittel, erklart Eva Herzog (sp,
BS). Da der Bund mit der Kultur und dem Sport zwei Bereiche unterstiitze, die ebenfalls
Sache der Kantone seien, ziehe das Féderalismusargument diesbeztglich nicht, nahm
sie die Kritik an der Finanzhilfe fir die Kinderbetreuung vorweg. Dem widersprach in
der Folge der Finanzminister, der auf das Sportférderungsgesetz und das
Kulturférderungsgesetz als Grundlage fur die entsprechenden Unterstutzungskredite
hinwies. Er bat folglich um Zustimmung zur Minderheit Salzmann (svp, BE), die auf
diesen Betrag verzichten wollte. Mit 25 zu 15 Stimmen (bei 1 Enthaltung) beharrte der
Rat jedoch auf der Unterstutzung fir die Kinderbetreuung und stimmte dem Vorschlag
der FK-SR zu.

Kaum Neuerungen gab es bei den Ubrigen Kreditposten. Eine weitere Minderheit
Knecht beantragte, unter Anflhrung derselben Argumentation wie tags zuvor die
Minderheit Guggisberg (svp, BE) in der grossen Kammer, die Soforthilfe flr
Kulturschaffende zu streichen und die Ausfallentschadigungen im Kulturbereich zu
reduzieren. Beide Antrage lehnte der Rat ab. Dabei wurde auf eine Auszahlung der
Stimmen verzichtet: Wie Stéanderatsprasident Stockli (sp, BE) zuvor angekindigt hatte,
beschréankten sich die Stimmenzahlenden aufgrund des klaren Resultats auf das
Feststellen eines offensichtlichen Mehrs.

Schliesslich bestatigte der Sténderat auch die Kredite flr die Luftverkehrsunternehmen
(CHF 1.275 Mrd.) und die flugnahen Betriebe (CHF 600 Mio. Verpflichtungskredit und
CHF 600 Mio. Nachtragskredit), Ersteres entgegen einer Minderheit Thorens Goumaz
(gp, VD), die aus Okologischen Griinden auf den Luftverkehrskredit verzichten wollte:
Man durfe nun im Flugverkehrsbereich nicht zur alten Normalitat zurlickkehren,
sondern musse die Fluggesellschaften zum Handeln verpflichten, bevor man die
entsprechenden Kredite gewahre. Es seien schliesslich nicht diese zwei
Fluggesellschaften systemrelevant, sondern «c'est le climat qui est d'importance
systémique». Mit 30 zu 5 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) sprach sich der Rat jedoch
deutlich fur die zwei Kredite aus. Hingegen nahm der Stédnderat bei den
Rahmenbedingungen der Kreditverwendung eine Anderung vor, indem er sich sowohl
bei den Luftverkehrsunternehmen als auch bei den flugnahen Betrieben gegen die
Verpflichtung zur Berucksichtigung der Klimaziele des Bundesrates und zur
Ruckerstattung der durch Reiseblros bezahlten Flige aussprach, diesen stattdessen
jedoch die Suche nach sozialvertraglichen Lésungen mit den Sozialpartnern im Falle
eines Personalabbaus vorschreiben wollte. °

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
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DATUM: 07.03.2019
NIKLAUS BIERI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.06.2019
NIKLAUS BIERI

Eisenbahn

Mit seiner Botschaft zum Strategischen Entwicklungsprogramm
Eisenbahninfrastruktur (Ausbauschritt 2035) unterbreitete der Bundesrat Ende
Oktober 2018 dem Parlament den Bundesbeschluss zum Ausbauschritt 2035 der
Bahninfrastruktur sowie den Bundesbeschluss zum dazugehodrenden
Verpflichtungskredit. Mit der Botschaft beantragte der Bundesrat auch die
Abschreibung der folgenden Geschéafte: Brachliegendes Potenzial auf Bahnstrecken
nutzen, Angebotsverbesserungen auf der Hochrheinstrecke, Elektrifizierung und
Angebotsverbesserungen der Hochrheinstrecke, Bahnausbau. Mehr Klarheit bei der
Projektpriorisierung und Vorfinanzierung im Rahmen von Fabi/Ausbauschritt 2030/35.

Mit dem Ausbauschritt 2035 (AS 2035) des strategischen Entwicklungsprogramms
Eisenbahninfrastruktur (STEP) soll der schrittweise Ausbau des Schienennetzes mit
Investitionen von CHF 11.9 Mia. vorangetrieben werden. Fir den Personenverkehr
beinhaltet der AS 2035 zusatzliche Viertel- und Halbstundentakte und dank einer
héheren Stabilitdét des Betriebs solle die Zuverldssigkeit und Plnktlichkeit im
Schienenverkehr verbessert werden. Auch flr den Guterverkehr schaffe der AS 2035
mehr und schnellere Angebote. Die fur den AS 2035 vorgesehenen Mittel stammen aus
dem Bahninfrastrukturfonds (BIF), womit die Finanzierung aus heutiger Sicht gesichert
sei. Ein weniger weit gehendes Ausbauprogramm mit einem Zeithorizont bis 2030 und
einem Investitionsvolumen von CHF 7 Mia. war in der Ende September 2017 er6ffneten
Vernehmlassung abgelehnt worden, wahrend dem zweiten Vorschlag - also der
vorliegenden Botschaft - mehrheitlich zugestimmt worden war.

Im Februar 2019 beriet die KVF-SR Uber den AS 2035, beschloss Eintreten und nahm
weitere Projekte in den AS 2035 auf: So sollten die Projektierungen des
Durchgangsbahnhofes Luzern sowie der trinationalen S-Bahn Basel bereits mit dem AS
2035 erfolgen. Zudem nahm die Kommission einen Neubau der Strecke Neuenburg -
La-Chaux-de-Fonds anstelle der vom Bundesrat vorgeschlagenen Modernisierung der
bestehenden Strecke in den AS 2035 auf. Damit erhdéhte die KVF-SR den
Investitionsbetrag um CHF 919 Mio. auf CHF 12.8 Mia.

Am 7. Mérz 2019 nahm der Standerat als Erstrat die Behandlung des Geschafts auf und
folgte trotz ausflhrlicher Debatte seiner Kommission. Ein Minderheitsantrag von
Stéanderat Wicki (fdp, NW) zur Streichung des Doppelspurausbaus bei Rorschach - dem
letzten einspurigen Teilstick in der West-Ost-Verbindung - fand keine Mehrheit.
Standerat Stockli (sp, BE) setzte sich fur die Aufnahme des Bahnhofs Thun-Nord ein,
zog seinen Antrag aber zurlick. So beschloss die kleine Kammer schliesslich geméss den
Antréagen der Kommission und nahm das Geschaft einstimmig und ohne Enthaltungen
an. ®

Agglomerationsverkehr, 6ffentlicher Verkehr

Im Juni 2019 beriet die kleine Kammer als Zweitrat Uber die Verpflichtungskredite ab
2019 des Programms Agglomerationsverkehr. Umstritten war nur das vom Nationalrat
in der ersten Debatte aufgenommene Projekt zur Umfahrung Oberburg bei Burgdorf BE.
Weil dieses die Anforderungen zur Aufnahme in die Agglomerationsprojekte am Stichtag
nicht erfullt hatte, war es vom Bundesrat nicht in die Vorlage aufgenommen worden.
Aus diesem Grund hatte die KVF-SR ihrem Rat beantragt, das Projekt wieder aus der
Vorlage zu streichen. Standerat Stockli (sp, BE) verteidigte die Umfahrung Oberburg in
der kleinen Kammer, worauf Standerat Graber (cvp, LU) einen Ordnungsantrag stellte,
um das Geschéft an die Kommission zurtickzugeben: Die Kommission solle das Projekt
im Lichte von Stocklis Ausflhrungen nochmals prifen. Die Mehrheit der
Standeratsmitglieder lehnte den Ordnungsantrag jedoch ab, folgte mit 35 zu 9 Stimmen
dem Antrag der Kommission und strich die Umfahrung Oberburg aus der Vorlage. In der
Gesamtabstimmung nahm der Standerat das Geschéaft einstimmig mit 44 Stimmen
(keine Enthaltungen) an.’
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.06.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Ende 2015 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Anderung des
Krankenversicherungsgesetzes. Der Fokus lag dabei auf der Steigerung der Qualitat
und Wirtschaftlichkeit. Die Kernelemente waren die Sicherstellung qualitativ
hochstehender Leistungen, eine nachhaltige Erhdhung der Patientensicherheit sowie
eine Dampfung der Kostensteigerung in der OKP. Mit diesen Anpassungen reagierte die
Landesregierung auf diverse parlamentarische Vorstosse.

Das revidierte KVG ermdglicht eine Bereitstellung finanzieller und struktureller Mittel
zur Etablierung der Qualitatsstrategie des Bundes, wie sie im Rahmen von Gesundheit
2020 angestossen worden war. Das Hauptaugenmerk lag auf der Einsetzung nationaler
Programme sowie auf der Konstituierung einer ausserparlamentarischen Kommission
»Qualitat in der Krankenversicherung”, die dem Bundesrat beratend zur Seite stehen
sollte. Aktivitaten einzelner Leistungserbringer sollten hingegen mit dieser
Gesetzesrevision nicht unterstitzt werden. In diesem Sinne sollte auch mit dieser
Neuregelung das Primat der Vertragspartnerschaft nicht angetastet werden. Flr die
Finanzierung dieser Massnahmen schlug der Bundesrat vor, jahrliche Beitréage der
Versicherer im Umfang von 0.07 Prozent der durchschnittlichen Jahrespramie fur alle
nach KVG versicherten Personen (Kinder ausgenommen) zu erheben. Dadurch sollten
fast CHF 20 Mio. pro Jahr zusammenkommen.

Die Vorlage wurde fur die Sommersession 2016 im Standerat traktandiert, seine
vorberatende Kommission hatte sich bereits im Marz dazu beraten. Die KVG-Revision
stiess dort jedoch nicht auf offene Ohren. Mit 9 zu 4 Stimmen beantragte die SGK-SR
dem Plenum, gar nicht erst auf die Vorlage einzutreten. Vorherrschende Meinung war,
dass die Leistungserbringer bereits unter dem gegenwartigen Regime .gute
medizinische Leistungen” schuldeten, weswegen eine diesbezlgliche
Gesetzesanderung hinfallig sei. Uberdies verfiige der Bund bereits (iber geniigend
Méglichkeiten, eine hohe Qualitat im Gesundheitswesen einzufordern. Ebenso wurde
die Finanzierung kritisiert. Da die Versicherer verlauten liessen, dass eine Finanzierung
»durch Pramiengelder der OKP unUblich” sei und sie diese ablehnten, beflrchtete die
SGK-SR, dass letztlich doch wieder die Prémienzahlenden Uber hdhere Pramien
belastet wirden. Statt der Pramienzahlenden sollten aber die Leistungserbringer und
Versicherer flr die Ressourcenbereitstellung herhalten. Flr ihre Entscheidfindung
hatte die Kommission auch einen Zusatzbericht eingefordert, worin die Mdglichkeit
einer Erfillung der Absichten in einem privatwirtschaftlich gepragten Modell gepruift
werden sollte. Da seitens der Verwaltung diesbezlglich offenbar kaum Bereitschaft
signalisiert wurde - Graber gab zu Protokoll, dass man keine Absicht erkannt habe, ,die
Vorlage auch nur im Mikrobereich” anpassen zu wollen -, kam die Kommission zu ihrem
deutlichen Votum.

Eine Minderheit Stockli (sp, BE) war fur Eintreten. Ihrer Ansicht nach war eine
Handlungsnotwendigkeit gegeben, da die Qualitat der medizinischen Leistungen eben
doch nicht so hochstehend sei, wie gemeinhin angenommen werde. Studien belegten
gegenteilig, dass in einem von zehn Fallen bei Patienten wahrend eines
Spitalaufenthalts Komplikationen auftreten wirden, welche die Verweildauer in
stationarer Pflege um rund eine Woche verlangerten. Dies wiederum flhre unter
anderem zu hohen Kosten. Stockli vertrat im Plenum aber auch die Haltung diverser
Akteure im gesundheitspolitischen Umfeld, beispielsweise der GDK. Sie hatte die
Standesvertreterinnen und Standesvertreter ,eindringlich” gebeten, auf die Vorlage
einzutreten. Stellvertretend fur weitere Akteure sah auch sie eine Notwendigkeit dieser
Gesetzesanderung.

In der Eintretensdebatte wurde in der Folge praktisch eine neue Auslegeordnung der
Argumente vorgenommen. Pascale Bruderer (sp, AG) merkte an, dass die Diskussion im
Ratsplenum sogar ergiebiger sei als in der Kommission. Sie wollte das jedoch nicht als
Kritik ausgelegt wissen, sondern begrisste die umfassende Debatte. Beflirworter und
Gegner der Vorlage versuchten ihre Positionen fur und wider die Vorlage Uberzeugend
darzulegen. Oberhand behielten jedoch am Ende die Gegner, die - trotz besonders
ausfuhrlichem Votum des Gesundheitsministers - im Sinne der SGK mit 27 Stimmen
Nichteintreten beschlossen. 16 Standerdtinnen und Standerédte wéren fir Eintreten
gewesen.

Nichteintreten war insofern bemerkenswert und im Ubrigen von Bundesrat Berset auch
kritisiert worden, weil die Vorarbeiten fur diese Gesetzesédnderung aus einem Auftrag
des Parlaments entsprungen waren. Damals hatte man sich mehrfach fur eine
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JOELLE SCHNEUWLY

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 10.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Qualitatsstrategie ausgesprochen. ®

Dank den vom Nationalrat vorgenommenen Verbesserungen trat die SGK-SR im Juni
2018 auf die Vorlage zur Starkung von Qualitat und Wirtschaftlichkeit im KVG ein und
hiess sie im Februar 2019 mit 11 zu 2 Stimmen gut. Wahrend eine
Kommissionsminderheit die von ihrer Schwesterkommission vorgeschlagene
Eidgendssische Qualitatskommission beflrwortete, machte sich die
Kommissionsmehrheit fur eine privatrechtliche Organisation stark. Diese sollte sich aus
Kantonen, Leistungserbringern sowie Versicherern zusammensetzen und unter
anderem Qualitatsindikatoren entwickeln. Dazu sollten zwischen 2021 und 2024 CHF 50
Mio. durch den Bund, die Kantone und die Versicherer gesprochen werden.

In der Fruhlingssession 2019 gelangte das Geschaft in den Standerat. Dort fand der
Vorschlag der Kommissionsmehrheit jedoch bezlglich Organisationsform keinen
Anklang. Stattdessen sprach sich die kleine Kammer - wie bereits die
Kommissionsminderheit Stockli (sp, BE), die SGK-NR und ihr Schwesterrat - mit 24 zu 18
Stimmen filr eine Qualitdtskommission aus, die durch den Bund, die Kantone und die
Versicherer finanziert werden soll. Anders als vom Nationalrat vorgeschlagen, sollten
darin auch die Patientinnen- und Patientenorganisationen vertreten sein. Bundesrat
Berset begrusste diesen Entscheid, da sich eine Eidgendssische Qualitatskommission
schneller und einfacher einrichten liesse als eine privatrechtliche Organisation. In der
Gesamtabstimmung stimmte der Standerat der Gesetzesanderung mit 35 zu 3 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) zu und Uberwies sie mit einigen kleineren Anderungen zuriick an
den Nationalrat. ?

Der Standerat behandelte das Covid-19-Gesetz gleich am Folgetag der
entsprechenden nationalratlichen Debatte, was dazu flhrte, dass der Kommission und
den einzelnen Ratsmitgliedern nur sehr wenig Zeit fur die Vorbereitung blieb. Probleme
bereiteten der Kommission insbesondere die vom Nationalrat gutgeheissenen
Einzelantrage, da sie diese erst am Morgen vor der Ratsdebatte behandeln konnten.
Kommissionssprecher Rechsteiner (sp, SG) nannte die Situation entsprechend
«herausfordernd, aber auch nicht vollig ungewdhnlich», zumal die Themen
«Uberblickbar» seien. Anders sah dies Thomas Minder (parteilos, SH), der das Geschéft
zu einem «Fauxpas der gréberen Sorte» erklérte, was er unter anderem auf die
gedrangte Behandlung bezog. Eintreten war jedoch unbestritten.

Zuerst setzte sich der Stadnderat in der Detailberatung mit einem Ordnungsantrag
Minder auseinander, der auf dem zweiten Teil seiner Kritik beruhte: Der Schaffhauser
Standerat beflirchtete, dass die Breite des Gesetzes die Einheit der Materie verletze. Er
zeigte sich besorgt, dass die Stimmbdurgerinnen und Stimmbdrger bei einer so breiten
Vorlage in einem drohenden Referendum ihrer freien Willensdusserung nicht
nachkommen kénnten. Entsprechend reichte er einen Splittingantrag ein, bei dem er
die Primarmassnahmen, also die Massnahmen zur Bekampfung der Epidemie, von den
Sekundarmassnahmen, also den Massnahmen zur Bewaltigung der Folgeprobleme,
trennen wollte. Mit der Ansicht, dass die Zusammenfassung solch unterschiedlicher
Aspekte in einem Gesetz problematisch sei, war Minder nicht alleine. Zahlreiche
Sprechende pflichteten ihm diesbezlglich bei, selbst Kommissionssprecher
Rechsteiner sprach von einem «gesetzgeberischen Birchermuesli». Dennoch fand die
vorgeschlagene Losung des Splittings bei der Ratsmehrheit wenig Anklang: Damit
vereinfache man die Wahrnehmung der politischen Rechte nicht, sondern erschwere
sie zusatzlich, argumentierte etwa Carlo Sommaruga (sp, GE). Zudem gebe man der
Stimmbevolkerung erst recht das Geflihl, dass man sie an ihrer Mitsprache hindern
wolle, weil sie dadurch zwei Referenden ergreifen musste, erganzte Paul Rechsteiner
far die Kommission. Bundeskanzler Thurnherr erklérte, dass sich der Bundesrat
durchaus Uberlegt habe, die Vorlage in viele einzelne dringliche Bundesbeschlisse
aufzuspalten, sich aber dagegen entschieden habe, weil das zu wenig Ubersichtlich
gewesen ware. Mit 30 zu 7 Stimmen lehnte der Standerat in der Folge den Antrag
Minder ab.

Bei der Detailberatung lag auch dem Sténderat eine Vielzahl an Antrdgen vor (20
Mehrheits-, 13 Minderheits- und 10 Einzelantrége) und wiederum war bereits der Artikel
zum Gegenstand des Gesetzes umstritten. Hier behandelte der Stéanderat einen neuen
Einzelantrag Caroni (fdp, AR), der explizit festhalten wollte, dass der Bundesrat die
entsprechenden Befugnisse nur soweit wahrnehmen dirfe, wie eine Problematik
wirklich dringlich sei. Wann immer maoglich, solle er jedoch den ordentlichen oder
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dringlichen Gesetzgebungsprozess einhalten. Kommissionssprecher Rechsteiner
erachtete die Bestimmung als Uberflussig und befurchtete Uberdies, dass sie zu
Missverstandnissen fuhren kénnte. So gebe es durchaus Massnahmen, von denen man
wolle, dass sie der Bundesrat selbstandig umsetze, zum Beispiel die Beschaffung von
Gesundheitsmaterial. Bundeskanzler Walter Thurnherr erachtete den Zusatz zwar
ebenfalls als unndtig, er sei aber auch nicht schéadlich, «weil wir nichts anderes
vorhaben als das». Mit 24 zu 15 Stimmen nahm die kleine Kammer den Antrag Caroni an
und schuf damit eine erste Differenz zum Nationalrat.

Daruber hinaus diskutierte nach dem Nationalrat auch der Stdnderat Uber die Frage, ob
die Dachverbande der Sozialpartner und die Verbadnde der Gemeinden und Stadte
ausdrucklich ins Gesetz aufgenommen werden sollten. Die Kommissionsmehrheit
lehnte diese Anderung durch den Nationalrat ab, eine Minderheit Germann (svp, SH)
beflirwortete sie. So betonte Germann unter Nennung seiner Interessenbindung als
Prasident des Gemeindeverbandes, dass die Massnahmen gerade in den Bereichen der
Kinderkrippen, der Unterstitzung des offentlichen Verkehrs oder der Kulturhilfen die
Gemeinden durchaus betreffe und dass diese entsprechend auch angehoért werden
sollten. Mit 23 zu 16 Stimmen folgte der Standerat jedoch der Kommissionsmehrheit
und schuf damit eine weitere Differenz zum Erstrat. Die Ubrigen Anderungen des
Nationalrats, wie die Information der Parlamentsorgane und die Orientierung der
Entscheidungen an den vorhandenen Daten, hiess der Standerat stillschweigend gut.
Umstritten war hingegen die Frage, ob temporar die Bundeskanzlei einen Teil der
Stimmrechtsbescheinigungen bei den Gemeinden einholen solle, wie der Nationalrat
entschieden hatte. Die Kommissionsmehrheit lehnte dies ab. Der Bundeskanzler
betonte, dass Initiativen und Referenden nicht nur aufgrund erschwerter Bedingungen
nicht zustandekamen, in den letzten zehn Jahren seien 40 Prozent der Initiativen an
der Unterschriftensammlung gescheitert. Ziel des bestehenden Gesetzes sei, dass die
Referendumskomitees «selber die Verantwortung dafir Ubernehmen, wie viele
Unterschriften sie haben». Ein Einzelantrag Vara (gp, NE) wollte diesbezlglich hingegen
dem Nationalrat folgen: Damit kénne man der Zivilgesellschaft zeigen, dass man ihre
Anliegen anerkenne, zudem sei es die Pflicht der Politikerinnen und Politiker, die
demokratischen Rechte auch unter schwierigen Bedingungen zu gewéhrleisten, betonte
die Minderheitensprecherin. Mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) teilte der Rat
diese Meinung mehrheitlich und folgte diesbezlglich dem Nationalrat.

Besonders umstritten waren im Stéanderat, wie bereits im Nationalrat, die Massnahmen
im Kulturbereich. Hier entschied sich der Standerat mit 26 zu 14 Stimmen flr den
Vorschlag der Kommission, insgesamt nur CHF 80 Mio. anstelle der vom Nationalrat
festgesetzten und von einer Minderheit Graf (gp, BL) vorgeschlagenen CHF 100 Mio. fir
Leistungsvereinbarungen der Kantone bereitzustellen.

Bei den Sportvereinen schlug die Kommission vor, die vom Nationalrat angenommenen
Darlehen ebenfalls zu ermoglichen, jedoch von den Vereinen Sicherheiten im Umfang
von 35 Prozent statt 25 Prozent zu verlangen und keine Mdglichkeit fur Rangricktritte
durch den Bund - also fur eine Einwilligung des Bundes, dass seine Forderungen im
Falle einer Insolvenz letzte Prioritat hatten - vorzusehen. Eine Minderheit Germann
wollte in beiden Punkten dem Nationalrat folgen. Fur die Klubs seien diese Fragen
entscheidend, da eigentlich bereits Sicherheiten von 25 Prozent dUber ihrer
Schmerzgrenze lagen. Wenn der Betrag zudem ohne Rangricktritte gewahrt wirde,
musste er als Fremdkapital angerechnet werden, wodurch sich die Klubs womaéglich
bereits zur Uberschuldung anmelden missten. Stattdessen solle eine Kann-
Formulierung geschaffen werden, so dass der Bund immer noch entscheiden kénne, ob
ein Verein bereits hoffnungslos verloren sei oder nicht. Mit letzterem Kommentar nahm
er eine Kritik des Bundeskanzlers auf, der mit Bezug auf die Position des VBS und des
BASPO erklért hatte, dass ein Verein, der keine Sicherheiten im Umfang von 35 Prozent
aufbringen kénne, auch kein Darlehen erhalten solle. Mit 25 zu 13 Stimmen sprach sich
der Standerat fur die tieferen, vom Nationalrat vorgeschlagenen Sicherheiten von 25
Prozent aus, lehnte hingegen die Rangricktritte mit 19 zu 19 Stimmen bei
Stichentscheid durch Prasident Stéckli ab.

Besonders umstritten waren die Hartefallmassnahmen fiir Unternehmen.
Kommissionssprecher Rechsteiner betonte, dass der Bundesrat dabei sei, mit dem
SECO, der EFV und den Kantonen abzuklaren, wie dieser Héartefallfonds aussehen soll.
Anstatt jedoch die Ergebnisse dieses Prozesses und den entsprechenden
Gesetzesvorschlag in der Wintersession 2020 abzuwarten, habe der Nationalrat die
Rechtsgrundlage geschaffen, «bevor das Projekt reif ist». Nun wisse man daher nicht,
was die vorgeschlagenen Regelungen kosten wurden. Da die Regelung nun aber bereits
auf dem Tisch lag, versuchte der Standerat das Beste daraus zu machen und erganzte
weitere Bestimmungen. So verlangte die Kommissionsmehrheit eine «entsprechende»
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finanzielle Beteiligung der Kantone, wéhrend eine Minderheit | Bischof (cvp, SO) diese
Beteiligung auf den Wohnsitzkanton beschranken wollte. Eine Minderheit Il Germann
wollte eine dhnliche Bestimmung schaffen, wie sie der Nationalrat am Vortrag aufgrund
des Einzelantrags Paganini (cvp, SG) angenommen hatte. Entsprechend sei der jetzige
Antrag eher eine Ergédnzung der nationalratlichen Bestimmung, quasi ein Absatz 1bis,
betonte Carlo Sommaruga, worauf Germann seine Minderheit auf die Streichung der
Kann-Bestimmung fur die Unterstitzung verklrzte. Zusatzlich wollte die Minderheit I
Germann ausdricklich auch A-fonds-perdu-Beitrage ermdglichen. Ein Einzelantrag
Ettlin (cvp, OW) wollte schliesslich sicherstellen, dass nur Unternehmen unterstitzt
wlrden, die vor Ausbruch der Krise wirtschaftlich gesund waren, und dass es keine
doppelte Unterstitzung flir die Unternehmen durch verschiedene Massnahmen geben
wirde. Der Stédnderat entschied sich hier fur eine ausfuhrlichere Regelung zu den
Hartefallmassnahmen, nahm alle drei Minderheits- und Einzelantrdge an (Antrag
Bischof: 31 zu 8 Stimmen bei 1 Enthaltung; Antrag Germann: 23 zu 17 Stimmen; Antrag
Ettlin: 38 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung) und I6ste die daflr nétige Ausgabenbremse
ohne Gegenstimmen. Damit war er auch einem Vorschlag von Ratsprésident Stockli (sp,
BE) gefolgt, dem Antrag Ettlin zuzustimmen, damit man diese Frage im
Differenzbereinigungsverfahren noch genauer diskutieren kénne.

Ahnlich umstritten waren die Regelungen zum Erwerbsersatz. Beziiglich der
Méglichkeiten auf EO wollte der Standerat noch einen Schritt weitergehen als der
Nationalrat, der diese bereits auf massgebliche Einschrankung der Erwerbstatigkeit
ausgedehnt hatte. Der Stdnderat wollte aber zuséatzlich auch die Kann-Formulierung der
entsprechenden Regelung streichen, wéhrend eine Minderheit Hegglin (cvp, ZG) den
engeren bundesréatlichen Vorschlag beflirwortete. Es sei bereits mit der jetzigen Losung
fur die Vollzugsstellen schwierig, die Erfullung der Anspruchsvoraussetzung zu prufen,
betonte er. Bundekanzler Thurnherr kritisierte einerseits die unklaren, aber vermutlich
sehr hohen Ausgaben, die flir die EO durch die Ausdehnung auf «Hunderttausende
mehr» entstiinden, und andererseits die unklare Formulierung der Regelung. Ausserst
knapp folgte der Standerat diesbezlglich der Minderheit Hegglin und dem
Bundeskanzler und tbernahm die Formulierung des Bundesrates mit 20 zu 19 Stimmen.
Sehr kritisch zeigte sich der Bundeskanzler auch gegentber der Idee, die EO auch fiur
Selbstandigerwerbende zu 6ffnen, da es «einfach nicht moglich [seil zu Gberprifen, ob
eine selbstandigerwerbende Person einen teilweisen Erwerbsausfall erleidet oder
nicht». Damit 6ffne man Missbrauch «Tur und Tor». Die Kommissionsmehrheit wollte
den entsprechenden, vom Nationalrat erganzten Passus streichen, wahrend eine
Minderheit Graf diesbezlglich dem Nationalrat folgen wollte. Mit 21 zu 18 Stimmen
sprach sich der Rat gegen den Einbezug der Selbstandigerwerbenden aus.
Stillschweigend lehnte er Uberdies eine Obergrenze des anzurechnenden Betrags von
CHF 90'000, die Moglichkeit fir den Bundesrat, Bestimmungen zu den
anspruchsberechtigten Personen erlassen zu kdnnen, die Pflicht, den Erwerbsausfall
nachzuweisen, und die Festlegung der Auszahlung durch Selbstdeklaration ab.
Stattdessen nahm er einen Verweis auf die Regelung zur Erléschung der Anspriiche und
zur Verfiigung im ATSG vor. Ausserst knapp lehnte die kleine Kammer mit 19 zu 19
Stimmen und Stichentscheid des Prasidenten auch die Verlangerung der Nutzung der
Arbeitgeberreserven durch die Arbeitgeber ab, nachdem ein Einzelantrag Gmdr-
Schénenberger (cvp, LU) diese entgegen dem Antrag der Kommissionsmehrheit
aufrechterhalten wollte. Andrea Gmur-Schonenberger hatte argumentiert, dass
dadurch den Arbeitgebenden geholfen werden kénne, ohne dass jemand belastet
wirde.

In Zusammenhang mit der Regelung zur EO standen gemass dem Kommissionssprecher
die Entschadigungen fiir Lohnzahlungen von Unternehmen an ihre Mitarbeitenden im
Zuge von Covid-19-Massnahmen des Bundes. Der Nationalrat hatte sich fir eine solche
Entschadigung entschieden und eine Minderheit Carobbio Guscetti (sp, TI) wollte
diesem Beispiel folgen, die SGK-SR-Mehrheit empfahl hingegen deren Ablehnung. Da es
sich bei einer vom Bund verhéangten Quarantdne in der Praxis um ein Arbeitsverbot
handle, musse der Bund die Unternehmen fir die anfallenden Lohnkosten
entschadigen, betonte Marina Carobbio Guscetti. Kommissionssprecher Rechsteiner
entgegnete, dass fur geféhrdete Personen nicht in erster Linie eine Quaranténe,
sondern Massnahmen, welche eine Weiterarbeit der Betroffenen erlaube (wie zum
Beispiel Homeoffice), angeordnet wiirden. Durch die vorgeschlagene Regelung héatten
die Arbeitgebenden jedoch einen Anreiz, die Mitarbeitenden an der Arbeit zu hindern,
anstatt sie dabei zu schitzen. Mit 24 zu 13 Stimmen lehnte der Rat den
Minderheitsantrag ab.

Bei den Massnahmen zur ALV lehnte die Kommission die Ausdehnung der EO auf
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Personen auf Abruf, in Arbeitsverhaltnissen auf Dauer, in Lehrverhaltnissen sowie im
Dienste von Temporérfirmen ab, wie sie der Nationalrat zuvor hinzugeflgt hatte. In
einem Einzelantrag machte sich Marina Carobbio Guscetti dafir stark, diese
Ausdehnung beizubehalten, um diese Personen, in «prekéren Arbeitsverhaltnissen» zu
unterstitzen. Bundeskanzler Thurnherr argumentierte einerseits, dass Temporararbeit
sehr missbrauchsanfallig sei, und beflurchtete andererseits, dass diese
Arbeitsverhaltnisse durch eine solche Besserstellung noch geférdert wirden. Mit 26 zu
13 Stimmen folgte der Rat den Ausfihrungen des Bundeskanzlers und dem Antrag der
Kommission. Auch zwei Minderheitsantrage Graf, die Vorschlage aus dem Erstrat
aufnahmen, waren nicht erfolgreich: Mit 25 zu 14 Stimmen lehnte der Sténderat einen
héheren Lohnersatz bei tiefen Lohnen (entsprechend dem Minderheitsantrag Maillard
(sp, VD) im Nationalrat) ab, mit 25 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung) sprach er sich gegen
die finanzielle Unterstltzung von familienergédnzenden Institutionen (gemass den
Antragen Feri (sp, AG) und Weichelt-Picard (al, ZG) im Nationalrat) aus.

Die Ubrigen Massnahmen waren deutlich weniger umstritten. Bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung schlug Jakob Stark (svp, TG) in einem Einzelantrag
vor, den Personen, die sich vor einem durch diesen Artikel ausgeldsten
Impfobligatorium und der Zulassung von ausserordentlich zugelassenen Impfungen
flrchteten, entgegenzukommen und ihren Bedenken Rechnung zu tragen, indem man
ausdricklich festhalten sollte, dass im Ausnahmeverfahren zugelassene Impfstoffe nicht
dem Impfobligatorium geméss Epidemiengesetz (Art. 6, Absatz 2 Buchstabe d)
unterliegen sollen. Damit konnte die Akzeptanz des Gesetzes erhdht werden, betonte
er. Von diesem Vorschlag zeigte sich Kommissionssprecher Rechsteiner gar nicht
Uberzeugt. Die Annahme dieses Antrags ware ein «Eigengoal erster Gite», betonte er.
Das Covid-19-Gesetz habe «null und nichts» mit Impfen zu tun, es gehe lediglich um die
vereinfachte Zulassung von Arzneimitteln, nicht von Impfstoffen. Bundeskanzler
Thurnherr betonte zudem, dass es beim Impfobligatorium gemass Epidemiengesetz
ausschliesslich um Personen mit Betreuungsfunktionen gehe. Zudem sei eine
vereinfachte  Zulassung von Impfstoffen aufgrund der Konzeption des
Heilmittelgesetzes nicht moglich, wie ihm das BAG versichert habe. Mit 33 zu 6
Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag Stark in der Folge ab.

Stdnderat Minder beantragte Uberdies, die Moglichkeit des Bundesrates zur
Direktvermarktung von wichtigen medizinischen Gutern aus dem Gesetz zu streichen.
Dass wahrend der Corona-Krise zu wenig medizinische Glter wie Desinfektionsmittel
vorhanden gewesen seien, heisse nicht, dass der Staat flr deren Vermarktung zustéandig
sein und damit die freie Privatwirtschaft konkurrenzieren solle, kritisierte er. Der
Bundeskanzler betonte jedoch, dass es hier lediglich darum gehe, dass der Bund, wenn
er wie im Fruhling Guter beschaffen misse, diese bei der Riuckkehr zur normalen Lage
auch dann an die Verbraucher im Gesundheitswesen oder die Kantone abgeben kénne,
wenn er dafur Marktpreise gezahlt hatte. Es wirden aber keine medizinischen Guter
direkt an die Endkunden verkauft. Mit 33 zu 6 Stimmen lehnte der Stdnderat den Antrag
Minder ab.

Dann wollte die SGK-SR die Moglichkeit des Bundesrates, medizinische Tatigkeiten
einzuschréanken oder zu verbieten, nur auf Falle beschranken, die nicht dringend sind
und deren Aufschub keine Konsequenzen fur die Gesundheit der Patientinnen und
Patienten mit sich bringen. Diesen Punkt wolle man einfach explizit im Gesetz
ausfuhren, betonte Kommissionssprecher Rechsteiner. Der Bundeskanzler zeigte sich
von der Formulierung nicht begeistert: Entweder gebe es «keine nicht dringlichen
Eingriffe, deren Nichtausfihrung schadliche Konsequenzen beim Patienten nach sich»
zogen, weil sie sonst ja dringlich wéren, oder alle moglichen Konsequenzen einer
Nichtbehandlung wiirden einen sofortigen Eingriff nétig machen. Mit 31 zu 1 Stimme (bei
1 Enthaltung) sprach sich der Standerat dennoch fir die Préazisierung aus. Alle Gbrigen
Anderungen des Nationalrats hiess der Standerat stillschweigend gut.

In der Auslander- und Asylpolitik wurden einige im Nationalrat abgelehnte
Forderungen wieder aufs Tapet gebracht. So schlug die Kommission entsprechend dem
Minderheitsantrag Crottaz (sp, VD) im Nationalrat vor, die Fristerstreckung auf weitere
Bereiche auszudehnen, was der Rat stillschweigend annahm. Ohne Diskussion sprach
sich der Rat auch flur die vom Nationalrat geschaffene Ausnahme fir Familiennachzug
und Konkubinate aus. Eine Minderheit Sommaruga wollte zudem mit einer sehr offenen
Formulierung festhalten, dass der Bundesrat bei Grenzschliessung die Reisefreiheit der
Grenzgéngerinnen und Grenzgénger sowie der Einwohnerinnen und Einwohner des
Grenzgebiets «bestmoglich» gewahrleistet. Damit wolle er der im Frihjahr
aufgetretenen Problematik Rechnung tragen, als viele Personen Probleme bekamen,
zum Beispiel weil sie auf der anderen Seite der Grenze arbeiteten, zur Schule gingen
oder Familienmitglieder besuchen wollten. Dem pflichteten Maya Graf und Charles
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Juillard (cvp, JU) als weitere Vertretende von Grenzregionen bei, wéhrend Marco Chiesa
aus gegenteiliger Perspektive des Tessins vertrat: Im Tessin sei man vielmehr hilflos
gewesen, weil die Grenzen nicht hatten geschlossen werden kénnen. Mit 28 zu 10
Stimmen (bei 1 Enthaltung) stimmte der Rat dem Antrag Sommaruga zu.

Bei den insolvenzrechtlichen Massnahmen schlug die Kommission vor, dass der
Bundesrat neben dem Nachlassvertrag und der Stundung auch bei der Anzeigepflicht
bei Kapitalverlust und Uberschuldung vom Gesetz abweichende Regeln erlassen kénnen
soll. Der Bundeskanzler sprach sich im Namen des Bundesrates aufgrund des
Glaubigerschutzes gegen diesen Antrag, der mit einer Motion Ettlin (Mo. 20.3418)
Ubereinstimme, aus. Der Glaubigerschutz sei mit der entsprechenden
Sofortmassnahme eingeschrankt worden, nun kénne man diese Massnahme aber nicht
beliebig lange fortsetzen. Auch in der Vernehmlassung seien entsprechende Bedenken
geaussert worden. Mit 31 zu 5 Stimmen nahm der Stdnderat den Vorschlag dennoch an.
Stattdessen strich der Standerat auf Antrag der Kommission stillschweigend die vom
Nationalrat geschaffene Moglichkeit, die Haftung von Transporteuren fiur die Zollschuld
bei Konkursen der Empfanger oder Importeure wegen Covid-19 zu streichen.

Zum Abschluss der Debatte behandelte der Rat noch einen Einzelantrag Stark, der das
Covid-19-Gesetz nur bis Ende September 2021, statt wie vom Bundesrat vorgeschlagen
bis Ende Dezember 2021 laufen lassen wollte. Da die Covid-19-Krise im Sommer 2021
mit grosser Wahrscheinlichkeit vorbei sein werde, solle das Gesetz nicht noch bis Ende
Jahr glltig bleiben, argumentierte Jakob Stark. Durch die verklrzte Gultigkeit sende
man der Schweizer Bevdlkerung ein positives Signal, dass man das Notrecht zeitlich
moglichst begrenzt halten wolle. Mit 30 zu 8 Stimmen folgte der Standerat jedoch der
Kommissionsmehrheit und beliess die Frist bei Ende 2021.

Mit 33 zu 1 Stimme (bei 4 Enthaltungen) sprach sich schliesslich die Uberwiegende
Mehrheit des Standerats fir das Covid-19-Gesetz aus. Die ablehnende Stimme stammte
von Thomas Minder (parteilos, SH) und die Enthaltungen von Mitgliedern SVP und einem
Mitglied der CVP.

Arzte und Pflegepersonal

Die 2012 akzentuierte Zunahme von Arzten, welche den Antrag stellten, ihre Leistungen
Uber das Krankenversicherungsgesetz (KVG) abrechnen zu lassen, blieb im Berichtsjahr
auf der Agenda der Rate. Nachdem im Vorjahr je ein Postulat Rossini (sp, VS) und Cassis
(fdp, TI) in ebendieser Angelegenheit Uberwiesen worden war, sah sich der Bundesrat
gendtigt zu handeln und legte eine Botschaft zur Anderung des KVG vor. Darin
beantragte  die  Regierung die vorUbergehende  Wiedereinfiihrung der
bedarfsabhangigen Zulassung. Vordringlich galt es eine per Ende 2011 ausgelaufene
Bestimmung zu erneuern, womit die Zulassungsbegrenzung voribergehend wieder
eingefuhrt werden soll. Die 2001 in Kraft getretene Zulassungsbegrenzung fur
Leistungserbringer war 2011 nicht mehr erneuert worden. Zwar war eine Verlangerung
im Rahmen der Anderung des KVG im Zusammenhang mit den integrierten
Versorgungsnetzen (,Managed Care") angedacht worden, mit der Ablehnung durch die
Stimmberechtigten im Juni 2012 liess sie sich aber nicht umsetzen. Diese Licke flhrte
dazu, dass die Kantone Uber kein Instrument mehr verflgten, um das Angebot im
ambulanten Bereich zu steuern. Die vom Bundesrat beantragte
Zulassungsbeschréankung soll auf drei Jahre terminiert werden. Damit soll es zum einen
ermoglicht werden, die Auswirkungen der Aufhebung der Zulassungsbeschrankung
zwischen dem 1. Januar 2012 und dem Inkrafttreten der vorliegenden Anderung zu
untersuchen. Zum anderen kénnen in der Zwischenzeit Bestimmungen vorbereitet
werden, welche die Kosten langerfristig eindémmen. Der Bundesrat wollte angesichts
des Masterplans ,Hausarztmedizin und medizinische Grundversorgung” sowie der
Volksinitiative ,Ja zur Hausarztmedizin™ nicht auf die zuletzt angewandte Fassung der
Zulassungsbeschréankung zurlckkommen, sondern schlug eine leicht abgeénderte
Version vor: Einerseits sollen Leistungserbringer im Bereich der Grundversorgung nicht
mehr von der Zulassungssteuerung ausgeschlossen sein, andererseits sollen
entsprechende Ubergangsbestimmungen jedoch sicherstellen, dass die Zulassung von
Personen, die bereits vor dem Inkrafttreten der Gesetzesanderung zulasten der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung tatig waren, nicht eingeschrankt werden
kann. Mit einer raschen Umsetzung dieser Gesetzesanderung sollen die in Bedrangung
geratenen Kantone die erforderlichen rechtlichen Instrumente erhalten, um die
Zulassungen zu steuern. Der Bundesrat versprach sich davon eine bessere Steuerung
der Kostenentwicklung in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung, was sich
auch auf die Finanzen von Bund und Kantonen positiv auswirken kénne. Im Parlament
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war die als dringlich zu behandelnde Vorlage enorm umstritten.

Im Nationalrat, welcher sich im Méarz zuerst damit befasste, beantragte eine Minderheit
blrgerlicher Kommissionsmitglieder um Nationalrat de Courten (svp, BL)
Nichteintreten. Eine weitere, dhnlich zusammengesetzte Minderheit Cassis (fdp, TI)
wollte das Geschéft an den Bundesrat zurlckweisen mit dem Auftrag, innert zwei
Jahren Alternativvorschléage zur Steuerung der ambulanten Medizin zu erarbeiten. Die
SVP erachtete die Massnahme als rechtsstaatlich bedenklich und erkannte darin eine
ungebuhrliche Verschleierungspolitik. Von Seiten der FDP wurde gefordert, endlich
eine kluge Strategie zu entwickeln. Die bis anhin gefahrene Politik mit mehreren
Verlangerungen des 2001 eingefihrten Moratoriums wurde indes von allen Seiten
angeprangert. Die Ratslinke, welche die Vorlage unterstitzte, bediente sich vor allem
foderalistischer Argumente. Den Kantonen miusse dieses Instrument zur Verfligung
gestellt werden damit jene Kantone, die das Problem zu vieler Gesuche um
Praxisbewilligung kennen, handeln kénnen. Kantone, die nicht mit der Problematik
konfrontiert seien, waren auch nicht zum Handeln verpflichtet, so Nationalratin Fehr
(sp, ZH). Dass sich nicht alle Kantone in der gleichen Ausgangslage befanden, liess sich
in den verschiedenen Voten gut erkennen. Eintreten wurde schliesslich mit 106 zu 74
Stimmen deutlich beschlossen. Der Minderheitsantrag um Ruckweisung scheiterte mit
89 zu 94 Stimmen jedoch nur knapp. Die Detailberatung war in der Folge weniger
umstritten. Zwei Kommissionsantrage wurden beschlossen. Einerseits sollte der
Zulassungsstopp nur auf Arztinnen und Arzte angewandt werden, und nicht auf
Apotheker. Andererseits beschrénkten die Réate eine vom Bundesrat noch offen
formulierte Frist auf Verfall der Zulassung bei Nicht-Einlésung auf sechs Monate. Die
damit geschaffene Abweichung vom Bundesratsentwurf wird die Standekammer
beurteilen mussen. Ein Antrag Ingold (evp, ZH) wurde sehr deutlich angenommen:
Dieser wollte den Bedurfnisnachweis fur Personen, welche mindestens funf Jahre an
einer anerkannten schweizerischen Weiterbildungsstatte gearbeitet haben, aufheben.
Dagegen soll ein BedUrfnisnachweis fir praktische Arztinnen und Arzte, die tGber keinen
anderen Weiterbildungstitel verfigen, eingefuhrt werden. Damit sollte eine
entscheidende Schwéche der neuen Zulassungsregulierung ausgemerzt werden,
namlich diejenige, dass schlechter qualifizierte Arztinnen und Arzte direkt aus dem
Ausland eine Praxistatigkeit aufnehmen kénnten. In der Gesamtabstimmung wurde die
Vorlage mit 103 zu 76 Stimmen Uberwiesen, wobei sich nach wie vor FDP- und SVP-
Vertreter dagegen stellten.

Der Standerat behandelte das Geschaft nur eine Woche spater. Zwar sprach sich die
Mehrheit der SGK fur Eintreten aus, jedoch mit dem Antrag, das Geschaft sogleich an
den Bundesrat zurtckzuweisen. Die Regierung solle eine definitive Losung
prasentieren, welche unter anderem auch eine Lockerung des Vertragszwangs vorsehen
wirde. Eine Minderheit Eder (fdp, ZG) war fir Nichteintreten. Stattdessen sei eine
langfristige, zukunftsorientierte und nachhaltige Losung, welche allen Beteiligten
Sicherheit bringt, gefragt. Eine zweite Minderheit Schwaller (cvp, FR) sprach sich flr
Eintreten ohne Riuckweisung aus. Der Riuckweisungsantrag wurde in der Kommission
schliesslich mit einer knappen Mehrheit gefasst. Ein erster wichtiger Grund liege darin,
dass seit zwolf Jahren eingesetztes dringliches Bundesrecht nicht mehr tatséachlich als
solches gelten kdnne, so das Empfinden der SGK. Die Kommission verlangte darum eine
rasche Antwort des Bundesrates auf die seit Jahren bestehenden Probleme und wollte
mit der Rickweisung den entsprechenden Druck aufrechterhalten. Diese Begriindung
stltzte sich auch auf ein Versprechen von Bundesrat Berset, der in der Kommission
festgehalten hatte, dass eine definitive Vorlage per Ende 2013 geplant sei. Die
Eintretensdebatte war langwierig und stellte auch den vom Nationalrat gefassten
Beschluss infrage, da er moglicherweise gegen die Personenfreiziigigkeit verstosse
durch die Diskriminierung auslandischer Arzte. Das Ratsplenum war mit 27 zu 17
Stimmen fur Eintreten, wurde sich jedoch nicht einig Uber den Antrag Schwaller.
Ratsprasident Lombardi (cvp, TI) entschied beim Stichentscheid im Sinne der
Minderheit. Damit war Eintreten beschlossen, die Rickweisung wurde abgelehnt und
die Kommission musste die Detailberatung nachholen. Bis zur Standeratsdebatte in der
Sommersession hatte die SGK mehrere Expertisen eingeholt: Sie informierte sich Uber
die Anpassungen des Nationalrates und deren Vereinbarkeit mit der
Personenfreiziigigkeit, Uber die Ubereinstimmung des Bundesratsentwurfs mit der
Verfassung und  uUber die Auswirkungen des friheren  Systems der
Zulassungsbeschrankung. In der Kommission halte sich der ,Enthusiasmus gegentber
der wiederaufgenommenen voribergehenden Zulassungsbeschrankung im Rahmen®, so
Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Die Frage, was nach erneuter Aufhebung der
Beschrénkung in drei Jahren folgen wird, erschien auch den Standeraten prioritar. Es
wurde jedoch auch betont, dass es bei dieser Vorlage darum gehe, dass die Kantone die
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Leistungserbringer bestimmen und deren Zulassung an Bedingungen kntpfen kénnen.
Spreche sich die Regierung eines Kantons dagegen aus, die Zulassung ihrer
Leistungserbringer an bestimmte Bedingungen zu knlpfen, so andere sich auch nichts.
Aufgrund zweier Bittschreiben der Grenzkantone Genf und Tessin, die dringlichen
Massnahmen zu unterstitzen und in Hinblick auf die Funktion der Standekammer,
beantragte die SGK die Annahme des Geschéafts. Gegenlber dem Nationalrat wurden
wahrend der Detailberatung zwei Differenzen geschaffen: Die Abhéangigkeit eines
Bedurfnisnachweises soll nur von den Weiterbildungstiteln abhéngen und nicht
zusatzlich von einer Mindestanstellung an einer schweizerischen Institution. In dieser
Hinsicht wollte die Kommission dem Bundesrat folgen. Eine Minderheit Rechsteiner (sp,
SG) schlug erfolglos als Kompromiss eine kirzere Mindestanstellung von drei Jahren vor
(gegenlber den im Nationalrat geméss Bundesratsentwurf beschlossenen fiinf Jahren).
Zur Kriterienfestlegung fur den BedUlrfnisnachweis nahm der Nationalrat die Fassung
des Bundesrates an: Die Regierung selbst solle die Kriterien beschliessen. Im Gegensatz
zur Exekutive wollte die SGK des Stéanderates jedoch das Mitspracherecht der Kantone
im Gesetz niederschreiben. Diese Anderung wurde gegen eine Minderheit Stockli (sp,
BE), welche den Bundesratsentwurf unterstitzen wollte, angenommen. Eine
redaktionelle Anpassung Uber Inkrafttreten des Gesetzes wurde zwangslaufig
verabschiedet, da der ursprunglich festgelegte Zeithorizont trotz Dringlichkeit nicht
eingehalten werden konnte.

In der Differenzbereinigung standen sich die oben genannten Divergenzen gegenUber.
Bei der Festlegung der Erforderlichkeit eines BedUrfnisnachweises Ubernahm die SGK
des Nationalrates den Vorschlag Rechsteiner (sp, SG), welcher im Stédnderat knapp
durchgefallen war. Sie beantragte damit ihrem Plenum die Forderung nach drei Jahren
Anstellung an einer schweizerischen Weiterbildungsstatte und ging selbst einen
Kompromiss gegentiber dem zuvor gefassten Nationalratsbeschluss von funf Jahren ein.
Mit 102 zu 77 Stimmen wurde dies im Rat angenommen. In der Frage, wer die
Kompetenz der Kriterienfassung erhalten soll, schuf der Nationalrat wieder eine
Differenz zum Standerat. Die Kantone seien laut Fassung des Nationalrats anzuhoren,
jedoch nicht einzubeziehen. Dieser redaktionellen Anderung fligte sich der Standerat.
Auch mit der Bedingung, drei Jahre in der Schweiz gearbeitet haben zu missen, zeigte
sich die standeréatliche SKG schliesslich einverstanden. Angesichts der hohen
Zustimmung, mit welcher der Nationalrat an dieser zeitlichen Bedingung festgehalten
hatte, schien es ihr angezeigt, einzulenken - wenngleich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG)
nicht umhin kam, den dadurch entstehenden Konflikt mit der Personenfreizigigkeit zu
erwahnen. Den jeweiligen Mehrheitsantragen folgte das Ratsplenum, womit das
Geschaft zum Abschluss gebracht werden konnte. Am Ende der Beratungen bekraftigte
Nationalrat Stahl (svp, ZH) Namens der SVP-Fraktion nochmals deren Ablehnung gegen
die Vorlage. Sie widerspreche dem freiheitlichen und liberalen Geist des Berufes des
Arztes und diese zwolf Jahre, wahrend denen der Arztestopp gegolten hatte, seien in
Sachen Kostenexplosion im Gesundheitswesen wenig erfolgreich gewesen. Dennoch
erkléarten beide Kammern noch in der Sommersession das Geschaft mit 115 zu 79 und 27
zu 15 Stimmen als dringlich und verabschiedeten es mit 107 zu 77, respektive mit 28 zu
16 Stimmen, wobei die burgerlichen Fraktionen jeweils unterlagen. Das abgeanderte
Gesetz trat per 1. Juli 2013 in Kraft und gilt bis zum 30. Juni 2016. "

Medikamente

Der Standerat beugte sich in der Herbstsession 2015 wieder Uber das Heilmittelgesetz
(HMG). Zunéchst stand die Marktexklusivitat respektive der Unterlagenschutz zur
Debatte. Mit knapper Mehrheit von 6 zu 5 Stimmen wollte die standeratliche
Gesundheitskommission bei der vorherigen Fassung der eigenen Kammer bleiben,
sprich keine Marktexklusivitdt gewéhren. Dagegen brachte Felix Gutzwiller (fdp, ZH)
einen Einzelantrag vor, mit dem er auf die Fassung des Nationalrates einschwenken
wollte. Mit der Zusicherung von Marktexklusivitat kbnne man am besten Anreize
schaffen, damit Arzneimittel fir seltene Krankheiten entwickelt wirden, gerade weil
solche kommerziell einige Zeit lang nicht interessant seien, argumentierte er. Seitens
der SGK-SR war man jedoch mehrheitlich der Meinung, dass ein Unterlagenschutz
zielfUhrender sei, weil man nicht auf Abschottung und in diesem Sinne auch nicht auf
Verhinderung von Innovation setzen wolle. Pascale Bruderer (sp, AG) sah im Festhalten
aber auch einen Weg, um noch langer Uber die bestmogliche Losung diskutieren zu
kénnen. Bundesrat Berset setzte sich ebenfalls fur den Unterlagenschutz ein,
schliesslich entsprach dieser auch der vom Bundesrat urspringlich vorgesehenen
Lésung. Mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte das Plenum diesem Antrag und
damit auch der Kommissionsmehrheit. Eine weitere Differenz zum Nationalrat wurde
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bezlglich der Zulassungskriterien aufrechterhalten, wobei es um die erleichterte
Inumlaufbringung von in EU- oder EFTA-Staaten bereits zugelassenen Produkten auf
den schweizerischen Markt ging. Hier verabschiedete die kleine Kammer eine revidierte
Fassung des betreffenden Artikels und schlug damit auch einen Antrag des Bundesrates
aus, die Bestimmung génzlich fallen zu lassen. Auf die Linie des Nationalrates schwenkte
man hingegen bezuglich der Modalitaten zur Verschreibung von Arzneimitteln ein: Der
Standerat nahm keine Vorgaben diesbeziglich in das Gesetz auf. Ein Minderheitsantrag
Stockli (sp, BE), der im Grunde verhindern wollte, dass hierzu 26 kantonale Normen
etabliert wurden, und stattdessen den Bund verpflichten wollte, entsprechende
Kriterien aufzustellen, war mit 10 zu 29 Stimmen chancenlos.

Eine leidenschaftliche Debatte entwickelte sich bezlglich der Rezeptpflicht fir den
Versandhandel mit Medikamenten, genauer gesagt bezuglich dem Zeitpunkt, wann eine
Versandapotheke das betreffende Rezept zur Kenntnis nehmen muss: Ist eine Vorlage
des Rezepts vor dem Versand der verschreibungspflichtigen Arzneimittel nétig oder
kann auch eine nachtragliche Vorlage des Rezeptes zulédssig sein¢ Die Mehrheit der SGK
wollte die strengere nationalratliche Fassung unterstitzen und eine vorgangige
Rezeptabgabe vorsehen. Anders eine Minderheit Eberle (svp, TG), die die frihere
standerétliche Version aufrechterhalten wollte, wonach nur in bestimmten Fallen ein
Rezept vorliegen muss. Zwar soll flr verschreibungspflichtige Arzneimittel weiterhin in
jedem Fall ein Rezept vorhanden sein, aber rezeptfreie Produkte, hierzu sind auch
diverse Erganzungsmittel wie Gesundheitsbader oder Tees zu zéhlen, sollen keine
Rezepte ndtig machen. Eine Rezeptpflicht fihre hier nicht nur zu zusétzlichen Kosten,
sondern verhindere auch einen fairen Wettbewerb zwischen Versandapotheken und
herkdmmlichen Anbietern. Die Standekammer teilte mehrheitlich die letztere Position
und hielt mit 29 zu 16 Stimmen an der flexibleren Variante fest und schuf damit
wiederum eine Differenz zum Nationalrat. Ebenso beharrte der Sténderat auf seiner
Haltung in allen Fragen zu Rabattierung und den Modalitaten zur Integritat, Transparenz
und Offenlegung. Diese sollten unbedingt auf alle Heilmittel angewendet werden und
nicht, wie vom Nationalrat beschlossen, lediglich auf verschreibungspflichtige
Arzneimittel. Denn der Missbrauch sei bei den Medizinalprodukten genauso gross,
schatzte Stockli (sp, BE). Auch in diesem Punkt eréffne ein Festhalten die Méglichkeit,
dieser wichtigen Frage noch einmal vertieft nachzugehen, erkléarte Felix Gutzwiller (fdp,
ZH).

Somit war im Gesamtpaket des Heilmittelgesetzes Vieles noch offen, als der Standerat
das Projekt an den Nationalrat zurtickgab.

Die letzte Detailberatung des Heilmittelgesetzes im Stdnderat fand in der
Frihjahrssession 2016 statt. Die SGK-SR machte zwar Schritte auf die nationalratlichen
Beschlusse zu, jedoch nicht vollumfanglich. Ihr folgte das Ratsplenum mit dem
Einlenken auf die Version der grossen Kammer bezlglich des Unterlagenschutzes von 15
Jahren und bezlglich der Zulassungsformalitdten. Bei den Rezepten und bei den
Rabatten sowie geldwerten Vorteilen war die Kommission zweigeteilt. Bezlglich
Verschreibungspflicht wollte die Mehrheit der Kommission an der eigenen Fassung
festhalten und keine genaueren Anforderungen an die Rezepte stellen, eine Minderheit
Stoéckli (sp, BE) wollte den Patientinnen und Patienten in Ubereinstimmung mit dem
Nationalrat erméglichen, auf Rezepte verzichten zu kdnnen. Das Plenum folgte jedoch
der Kommissionsmehrheit und blieb bei der eigenen Version, womit bereits klar wurde,
dass eine Einigungskonferenz notig werden wirde. Die Beschlussfassung bezlglich der
Preisgestaltung war somit nicht mehr alleiniger Knackpunkt in der HMG-Debatte. Eine
gleich zusammengesetzte Minderheit Stockli wollte auch diesbezlglich dem Nationalrat
folgen, wahrend die SGK-Mehrheit wiederum auf der sténderétlichen Version beharrte
und sich letztlich durchsetzte. Zwar war in der Debatte ein Entgegenkommen, auch
seitens des Bundesrates, zu spuren, bei der Abstimmung lenkte das Ratsplenum jedoch
nicht ein. Mehrheitssprecher Eberle (svp, TG) warnte vor einem Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit, wenn alle Heilmittel in die Norm aufgenommen wdirden. Dadurch
wirde es - seiner Ansicht nach - eher zu Verteuerungen der Produkte kommen als zu
einer Kostenoptimierung. Die «epische» Diskussion (Eberle) flihrte somit noch nicht zu
einer Einigung. ®
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Suchtmittel

Im Parlament wurde das Tabakproduktegesetz im Sommer 2016 erstmals beraten, der
Standerat war zuerst an der Reihe. Seine SGK wollte den Entwurf jedoch mit einigen
Auflagen an den Bundesrat zuriuckweisen. Gegen die Rulckweisung stand eine
Minderheit Stéckli (sp, BE) ein. Mit 6 zu 4 Stimmen und 2 Enthaltungen kam der
Riuckweisungsantrag in der Kommission zu Stande. Zwar stehe die Mehrheit zum
Kinder- und Jugendschutz, die Vorlage gehe jedoch in einigen Punkten zu weit, so
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR). Es seien drei wesentliche Bereiche, die nicht
goutiert wiirden: Erstens stelle das Gesetz einen zu starken und unverhéltnisméssigen
Eingriff in die freie Marktwirtschaft dar. Zweitens fuhre es zu einer «Situation der
latenten Rechtsunsicherheit», da zu viele «Kann-Formulierungen» vorgesehen seien
und die Moglichkeiten der Regierung, einzelne Aspekte auf dem Verordnungsweg zu
regeln, fir die Unternehmen unbefriedigend seien. Und drittens fehle eine
Differenzierung bei der Regelung von unterschiedlich schadlichen Produkten, weil E-
Zigaretten weniger schéadlich seien als herkdmmliche, was der Bundesrat sogar selbst in
seiner Botschaft festgehalten habe. E-Zigaretten fielen geméass vorliegendem Entwurf
jedoch in die gleiche Kategorie wie herkdmmliche Tabakprodukte, was flur die
Kommission unverstandlich war. Die Vorlage sei «nicht stimmig», der Bundesrat solle
sie Uberarbeiten.

Anderer Meinung war die Kommissionsminderheit, sie wollte das mit Abstand liberalste
Gesetz in Europa, wie es Stockli nannte, beraten. Er zeichnete, als Vertreter
verschiedener Gesundheitsorganisationen sprechend, ein dusteres Bild. Die
Verantwortung aus der Verfassung, im Bereich Gesundheitsschutz Massnahmen zu
ergreifen, war nur ein Argument seines Referats. Er sprach auch die positive Haltung
der Kantone an, denn 23 von ihnen hatten sich in der Vernehmlassung positiv zum
Entwurf gedussert. Es kristallisierte sich in der Folge heraus, dass Uber den
Jugendschutz weitgehend Einigkeit herrschte, ebenso Uber das in diesen Bereich
fallende Verkaufsverbot an Minderjdhrige, wie Standerat Bischofberger (cvp, Al)
feststellte. Knackpunkt war hingegen das Werbeverbot beziehungsweise dessen
Tragweite. Den Vorwurf, dass der Rlckweisungsantrag als Zugestandnis an die
Tabakindustrie gewertet werden koénne, versuchte FDP-Stédnderat Eder (fdp, ZG) zu
entkraften. Stattdessen - und er war nicht der Einzige, der dieses Argument aufgriff -
ginge es eben darum, das Prinzip der Eigenverantwortung hochzuhalten. Der Staat
musse nicht «Huter fur das Tun und Lassen» der mlndigen Blrger werden.

Es brauchte eine weitere Sitzung im Standerat, um die Entscheidung herbeizufihren.
Gesundheitsminister Berset erklarte in seinem ausflhrlichen Vortrag, die Rickweisung
zu akzeptieren. Man moge die Vorlage aber nicht dem Bundesrat zurlickgeben, sondern
Rickweisung an die Kommission beschliessen, damit diese eine Detailberatung
durchfihren kénne. Sein Wunsch blieb ihm jedoch verwehrt: Mit 28 zu 15 Stimmen
wurde das Gesetz an den Bundesrat zuriickgewiesen.

Die Ruckweisung umfasste auch drei Auflagen, die der Bundesrat in einer neuerlichen
Ausarbeitung bertcksichtigen sollte. Dabei handelte es sich um die Verankerung des
Mindestalters 18 fir den Erwerb von Tabakprodukten. Zudem wurde die Regierung
angewiesen, eine rechtliche Grundlage fur Testkaufe zu schaffen und ein Verbot von
speziell an Minderjéhrige gerichtete Werbung zu erlassen. Weiter sollten die
«wichtigsten Punkte der Tabakverordnung» in das neue Gesetz Ubernommen werden.
Auf zuséatzliche Einschrankungen in der Werbung, der Verkaufsforderung und dem
Sponsoring sollte jedoch verzichtet werden. Zuletzt stand auch die Legalisierung des
Handels mit Alternativprodukten (E-Zigaretten und Snus) sowie die spezifische
Regelung dieser Produkte auf der Wunschliste der SGK.

In der Presse rief die Rickweisung deutliche Reaktionen hervor: Sie wurde
insbesondere als Sieg der Tabakindustrie gewertet, zudem wurde auf deren
erfolgreiches Lobbyieren hingewiesen. Auch der ehemalige Zlrcher Stéanderat Felix
Gutzwiller (fdp, ZH) &usserte im Tages Anzeiger Kritik: Er sehe die Rickweisung des
Gesetzesentwurfs und die dabei obsiegende Argumentation als grundlegende Abwehr
gegen einen Beitritt der Schweiz zu einem Rahmenutbereinkommen der WHO zur
Einddmmung des Tabakgebrauchs. Insofern beflirchtete der Gesundheitspolitiker ein
Reputationsschaden fir die Schweiz. "
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Als Erstrat befasste sich der Standerat in der Herbstsession 2019 mit dem
Bundesgesetz iiber Tabakprodukte. Joachim Eder (fdp, ZG) erklarte als
Kommissionssprecher der SGK-SR, die Vorlage sei einerseits aus Grunden des
Jugendschutzes zentral. 57 Prozent aller Raucherinnen und Raucher héatten als
Minderjahrige mit dem Konsum begonnen. Es solle folglich verhindert werden, dass
Jugendliche dazu animiert wulrden, zur Zigarette zu greifen, sinke doch so die
Wahrscheinlichkeit, dass sie zu einem spateren Zeitpunkt in ihrem Leben mit dem
Rauchen anfingen. Weiter stelle der Tabakkonsum auch fur die 6ffentliche Gesundheit
ein Problem dar, das mit Folgekosten in Form von Krankenkassenpramien fur die
gesamte  Bevdlkerung verbunden sei. Gelinge es, die tabakbedingten
Gesundheitsschaden zu reduzieren, so koénnten auch die fur die Allgemeinheit
anfallenden Kosten verringert werden. Andererseits komme dem Bundesratsgeschaft
eine hohe Bedeutung in Bezug auf die Erfullung der Anforderungen fur die Ratifizierung
der WHO-Konvention zur Einddmmung des Tabakgebrauchs zu. Diese wurde 2004
unterzeichnet, aber im Gegensatz zu 181 anderen Léndern hierzulande noch nicht
ratifiziert. Mit den von der Kommission getroffenen Beschlissen zu Werbung,
Verkaufsférderung und Sponsoring wdirden die diesbezlglich festgelegten
Mindestanforderungen jedoch erflllt. «Die Tlren zur Ratifikation stehen damit [...] weit
offen», so Eder.

Bezlglich Werbung hatte der Bundesrat in seinem Entwurf vorgesehen, am heutigen
Recht festzuhalten, mit welchem ein Tabak-Werbeverbot fir Radio und Fernsehen
existiert, und das speziell an Jugendliche gerichtete Werbung flr Tabakprodukte
untersagt. Der Kommission wollte allerdings noch einen Schritt weitergehen und
Tabakwerbung auch in Zeitungen, Zeitschriften und im Internet verbieten. Ebenfalls
nicht gestattet soll Werbung sein, die auf Preisvergleichen oder Versprechungen von
Geschenken beruht. Gegen erstere Erweiterung der SGK-SR sprachen sich Filippo
Lombardi (cvp, TI) und Daniel Féssler (cvp, Al) aus. Sie erachteten diese Einschréankung
als unverhéltnisméassig und sahen die Schweizer Zeitungen im Vergleich zu
auslandischen Zeitungen, die in der Schweiz erworben werden kénnen, aber nicht von
diesem Verbot betroffen wéren, im Nachteil. Ein Antrag Fassler, der das Streichen
dieser Bestimmung forderte, wie auch zwei Minderheiten Stockli (sp, BE), die eine
Verscharfung betreffend Jugendschutz in Richtung der Volksinitiative «Ja zum Schutz
der Kinder und Jugendlichen vor Tabakwerbung» erreichen wollten, wurden beide
abgelehnt. Weiterhin erlaubt sein soll Tabakwerbung in Kinos, auf Plakaten und
Gebrauchsartikeln, in Geschaften wie auch in Form von Massenmails und
Direktwerbung an Erwachsene. Es gehe nicht darum, Tabakwerbung zu verbieten,
sondern sie einzuschrénken, hob Gesundheitsminister Berset hervor.

Die Kommission wollte zudem an der Verkaufsforderung, die gemass Eder nicht mit
dem Sponsoring verwechselt werden darf, Einschrankungen vornehmen. Sie
beabsichtigte ein Verbot der unentgeltlichen Abgabe und der Abgabe von Geschenken
und Preisen. Der Stéanderat stimmte diesem Antrag einstimmig zu.

Zu Diskussionen fihrten die von der Kommission geplanten Massnahmen bezlglich
Sponsoring. Um die Mindestanforderungen der WHO-Konvention zu erflllen, sollen in
der Schweiz stattfindende internationale Anlasse nicht mehr durch die Tabakindustrie
gesponsert werden durfen. Dabei handle es sich aber nur um eine sehr kleine Anzahl
Félle, so Eder. Anlasse nationalen Charakters seien von diesem Verbot nicht betroffen.
Umstritten war im Rat vor allem, dass die SGK-SR dartber hinaus plante, das Auftreten
der Tabakbranche als Sponsor von Aktivitdten des Bundes, der Kantone und der
Gemeinden zu untersagen. Anlass dazu war die Partnerschaft des EDA mit dem
Tabakriesen Philip Morris fur die Expo 2020 in Dubai, die in den Medien flr Aufregung
gesorgt hatte. Wahrend Kommissionssprecher Eder erklarte, bei solchen Kooperationen
bestehe ein Zielkonflikt mit der vom Bund betriebenen Tabakpravention, zeigte sich
Roland Eberle (svp, TG) nicht damit einverstanden. Man solle sich nicht aufgrund eines
solchen Ereignis zum Einbauen einer Lex specialis verleiten lassen. Vielmehr sei es an
den Organisatoren, die Verantwortung zu tragen, wer welchen Beitrag sponsert. Es
gelang ihm jedoch nicht, die Mehrheit des Stdnderates zu Gberzeugen; damit untersagte
der Sténderat das Sponsoring von Aktivitaten der o&ffentlichen Hand durch die
Tabakbranche. Ebenfalls der Kommissionsmehrheit folgte das Stockli bezlglich der
Forderung, dass von Seiten der Herstellerinnen und Hersteller getatigte Ausgaben fur
Werbung, Verkaufsférderung und Sponsoring dem BAG gemeldet werden sollen
mussen.

Weiter beschloss die kleine Kammer im Rahmen des Tabakproduktegesetzes, dass in
der Schweiz keine Tabakprodukte mehr an Minderjéhrige abgegeben werden dirfen. In
der Gesamtabstimmung verabschiedete der Stdnderat das Gesetz mit 32 zu 3 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen).
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Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

In der Wintersession 2016 behandelte der Stdnderat den Entwurf zum
Ausgleichsfondsgesetz. Dieser hat die Errichtung einer 6ffentlich-rechtlichen Anstalt -
der Compenswiss - zur Verwaltung der Ausgleichsfonds von AHV, IV und EO zum Inhalt.
Als Kommissionssprecher erklarte Pirmin Bischof (cvp, SO), dass die SGK-SR einen
Zusatzbericht zu drei offenen Fragen verlangt hatte. Dabei habe sich insbesondere
gezeigt, dass der zu behandelnde Gesetzesentwurf fur eine gesetzliche Regelung der
Ruckzahlung der IV-Schuld ab 2018 dringend sei. Zudem solle geméss Zusatzbericht die
Zentrale Ausgleichsstelle (ZAS) nicht in die Compenswiss integriert werden, da dies
einen unverhaltnismassigen Aufwand mit sich bringen wiurde. Schliesslich klarte der
Bericht, dass in Zukunft anstelle der drei Ausgleichsfonds die neue Anstalt mit ihrem
Gesamtvermogen gegen aussen hafte.

In der Detailberatung beabsichtigte die SGK-SR - abweichend vom Bundesrat - nicht
die Eidgendssische Finanzkontrolle, die diese Aufgabe bisher Gbernommen hatte, als
Revisionsstelle zu beauftragen, sondern diesen Auftrag durch den Verwaltungsrat der
Compenswiss vergeben zu lassen. Dies sei, so Hans Stockli (sp, BE), aus dem Blickwinkel
der  Compliance schwierig. Entsprechend beantragte er mit einer
Kommissionsminderheit, in  diesem  Punkt dem Bundesrat zu folgen.
Kommissionssprecher Bischof entgegnete diesbezlglich, dass sich der Bund zwar mit
fast CHF 12 Mrd. an der Finanzierung der AHV beteilige, aber eben nicht als Einziger
beteiligt sei. Die Frage der Unabhangigkeit der Revisionsstelle gelte als wichtiges
Erfordernis und eine Losldsung von der EFK trage dem Einwand Rechnung, der Staat
solle nur dann Dienstleistungen anbieten, wenn der private Markt dies nicht
zufriedenstellend tue. Da es aber gerade im internationalen Umfeld genligend
entsprechende Firmen gebe, andere Unternehmen wie zum Beispiel die SUVA eine
ahnliche Regelung kennen und die Oberaufsichtskompetenz der Bundesversammlung
erhalten bleibe, sei die Losung der SGK-SR zu bevorzugen. Dies Uberzeugte eine
dusserst knappe Mehrheit des Standerats: Mit 21 zu 20 Stimmen (O Enthaltungen) wurde
der Antrag der Mehrheit angenommen.

Ebenfalls diskutiert wurde auf Antrag von Liliane Maury Pasquier (sp, GE), ob der Bund
auch Uber das Jahr 2017 hinaus und bis zur definitiven Entschuldung den jahrlichen
Zinsaufwand auf dem IV-Verlustvortrag Gbernehmen solle. Paul Rechsteiner (sp, SG)
begriindete diese Forderung damit, dass man diese Ubernahme der Schulden durch
den Bund 2010 beschlossen hatte, weil nicht die AHV flr die Schulden verantwortlich
war, sondern der Bund. Entsprechend solle man auch heute nicht die AHV daflir blssen
lassen. Durch die Ubernahme dieser Zinsen ware die Entschuldung der IV bei der AHV
nach heutigen Prognosen ein Jahr friher moglich. Wiederum entgegnete Pirmin
Bischof, dass die Entschuldung unter anderem aufgrund des Tiefzinsumfelds schneller
vorangehe als geplant. Dass der IV-Ausgleichsfonds seine Schulden verzinsen misse, sei
richtig, jedoch solle die Ubernahme dieser Zinsen durch den Bund nur temporér sein
und daher wie geplant Ende 2017 enden. Anschliessend solle der IV-Ausgleichsfonds
dem AHV-Ausgleichsfonds den entsprechenden Zins bezahlen. Dies halte auch den
Druck zur Sanierung der IV weiter hoch. Der Standerat nahm diesen Antrag der
Mehrheit mit 28 zu 13 Stimmen (0 Enthaltungen) an und sprach sich anschliessend in
der Gesamtabstimmung einstimmig fir das Ausgleichsfondsgesetz aus. ™

In der Sommersession 2019 bereinigte das Parlament die Differenzen in der Revision
des Allgemeinen Teils des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Der Standerat beharrte
nicht auf seiner Formulierung der «angemessenen Mehrkosten», sondern stimmte zu,
dass die Versicherungstrager - wie vom Nationalrat gewlnscht - die durch
Observationen bei unrechtméassigem Leistungsbezug entstandenen «Mehrkosten» den
Versicherten auferlegen kénnen. Durch das Prinzip der Verhéltnismassigkeit in der
Bundesverfassung sei bereits garantiert, dass nur die «angemessenen» Mehrkosten
verlangt werden kdénnten, erklarte die SGK-SR. Nach der Erklarung von
Kommissionssprecher Hans Stockli (sp, BE), wonach die Leistungen der IV Personen im
Strafvollzug weiter ausbezahlt werden sollten, weil es eben auch Modelle wie die
Halbgefangenschaft gebe, bei denen Personen weiterhin arbeiten kénnten und folglich
auf die IV angewiesen seien, hielt der Standerat diesbezlglich an seiner Entscheidung
fest. Auf Antrag der SGK-NR stimmte der Nationalrat dieser Entscheidung zwei Tage
spater zu und bereinigte somit die letzte Differenz der Vorlage. Mit 143 zu 53 Stimmen
(0 Enthaltungen) respektive 41 zu O Stimmen (bei 3 Enthaltungen) nahm das Parlament
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die Revision des ATSG in den Schlussabstimmungen an. ”

Im Nachgang an die Behandlung der Uberbriickungsleistungen (UL) fiir Zltere
Arbeitslose im Stianderat waren die UL vermehrt Thema in den Medien. Die NZZ
vermutete, dass eine Vorlage mit so vielen Anderungen, wie sie der Stinderat
vorgenommen habe, unter normalen Umstdnden an die Kommission zur Beratung
zurtickgewiesen wirde. Dies sei in diesem Fall aber nicht méglich, da der Bundesrat auf
eine schnelle Behandlung der Vorlage und ihren Abschluss vor der Abstimmung Uber die
Begrenzungsinitiative poche. Die UL sollten als Argument gegen die Notwendigkeit der
Begrenzungsinitiative dienen, betonte die Zeitung. Entsprechend waren flr die
Frihjahrssession 2020 auch vier Termine im Nationalrat und drei Termine im Stéanderat
zur Behandlung dieses Geschafts reserviert. Ende Februar schrieben SVP-
Parteiprasident Rosti (svp, BE) und Fraktionschef Aeschi (svp, ZG) einen Brief an die
Blros von National- und Standerat mit der Forderung, das
Differenzbereinigungsverfahren zu den UL vom Sessionsprogramm zu streichen. «Eine
seridse und verantwortungsvolle gesetzgeberische Arbeit in dieser kurzen Frist ist nicht
moglich», erklarten sie im Brief. Stdnderatsprasident Stockli (sp, BE) erwiderte, dass das
Behandlungstempo lediglich davon abhange, ob die Vorlage bereit, also von der
Kommission vorberaten sei. Die Bluros lehnten den Antrag der SVP ab und liessen das
Sessionsprogramm unverandert.

Der Nationalrat eréffnete denn auch gleich seine Frihjahrssession mit der Beratung
der UL und beschéftigte sich zuerst mit zwei Minderheitsantragen Résti. Eine
Minderheit verlangte, die Beratung des Geschéftes bis nach der Abstimmung tber die
Begrenzungsinitiative auszusetzen, die zweite beantragte Nichteintreten. Der SVP-
Prasident zeigte sich zwar erfreut dartiber, dass die Probleme alterer Arbeitnehmender
thematisiert wirden, kritisierte jedoch die Losung des Bundesrates, «diese Leute in die
Rente zu schicken, statt ihnen Arbeit zu geben». Rosti flhrte die Probleme der alteren
Arbeitnehmenden auf die Einwanderung zurick und betonte, dass die
Stimmberechtigten hier mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative hatten
Gegensteuer geben wollen. Dass ein Zusammenhang mit der Einwanderung bestehe,
hatten nun auch die anderen Parteien bestéatigt, indem sie die UL dringend noch vor
der Abstimmung Uber die Begrenzungsinitiative «durchpeitschen» wollten. Stattdessen
musse man sich fur die Differenzbereinigung mehr Zeit nehmen, «wie es sich bei einem
so wichtigen Geschaft flr ein seridses Parlament gehort». Ohne auf die Kritik der SVP
bezlglich der viel zu knappen Zeit einzugehen, lehnte der Nationalrat beide
Minderheitsantrage ab: Mit 143 zu 54 Stimmen sprach sich der Rat gegen eine
Verschiebung der Behandlung und mit 140 zu 56 Stimmen (bei 1 Enthaltung) fir
Eintreten aus. Nichteintreten fand Uber die SVP-Fraktion hinaus Zustimmung bei drei
Mitgliedern der FDP; Lorenzo Quadri (lega, TI) hingegen sprach sich fir eine
Detailberatung des Geschéfts aus.

In der Detailberatung nahm Kommissionssprecher Philippe Nantermod (fdp, VS) die
Verbindung zur Personenfreizlgigkeit in seiner Argumentation auf und betonte, dass
man das Kind nicht mit dem Bade ausschitten solle («qu'on ne jette pas le bébé avec
I'eau du bain»): Statt einer Kiindigung der Personenfreiziigigkeit solle man besser fur
die besonders stark betroffenen Personen eine konkrete Losung finden. Eine solche
Losung sei das von ihm und Kommissionssprecherin Mattea Meyer (sp, ZH) vorgestellte
Konzept zur Uberbriickungsrente der SGK-NR. Dieses orientiere sich, starker noch als
die Losung des Standerats, an den EL, weite aber das Feld der méglichen Bezlgerinnen
und Bezlger aus. Entsprechend rechnete die Kommission ab 2028 mit 6'200
Beziehenden und Kosten von CHF 270 Mio. pro Jahr, verglichen mit der standeréatlichen
Version von 1'700 Beziehenden bei CHF 70 Mio. und des Bundesratsvorschlags mit
4'700 Beziehenden und Kosten von CHF 230 Mio. Die Orientierung an den EL habe den
Vorteil, dass die Uberbriickungsrente weniger attraktiv sei als in der bundesréatlichen
Version und damit Personen mit UL gegeniiber arbeitenden Personen nicht
bessergestellt wirden.

In der Detailberatung waren drei Punkte zentral: Anspruchsbeginn und -ende,
Anspruchsvoraussetzungen sowie die Hohe der Leistungen. Bezlglich Anspruchsbeginn
und -ende wollte die Kommissionsmehrheit, dem Stdnderat folgend, die Grenze bei 60
Jahren belassen; die Minderheiten | Sauter (fdp, ZH), Il Dobler (fdp, SG) und Il Prelicz-
Huber (gp, ZH) bevorzugten Grenzen von 62 Jahren, 3 Jahren vor offiziellem
Renteneintritt und 57 Jahren. Anders als der Stdnderat wollte die Kommissionsmehrheit
die Leistungen aber nur flr diejenigen Personen, die voraussichtlich sowieso EL
beziehen mussten, zeitlich bis zum ersten Bezugstermin der AHV-Altersrente
beschranken. Allen anderen wollte sie UL bis zum ordentlichen AHV-Rentenalter
ermoglichen. Eine Minderheit Résti sprach sich daflir aus, diesbezuglich dem Standerat
zu folgen. Die verschiedenen Minderheiten kamen jedoch nicht Uber 71 Stimmen
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hinaus; die grosse Kammer folgte bezlglich Anspruchsbeginn und -ende Uberall der
Kommissionsmehrheit.

Auch bei den Anspruchsvoraussetzungen lagen verschiedene Minderheiten vor. Die
Kommissionsmehrheit schlug vor, die vom Stédnderat gutgeheissene Altersbegrenzung
zu streichen. Somit kénnten UL zwar erst ab 60 Jahren bezogen werden, jedoch auch
von Personen, die bereits vor Erreichen des 60 Altersjahrs ausgesteuert worden waren.
Auch die Notwendigkeit, 10 der 15 Jahre vor der Aussteuerung ein definiertes
Mindesteinkommen erhalten zu haben, wollte die Kommission streichen und
stattdessen die Voraussetzung einbauen, dass 5 der noétigen 20 Jahre, in denen die
Person in der AHV versichert war, nach dem Alter von 50 Jahren stattfanden. Zudem
wollte  die Kommission bei  den Mindestbetragen Erziehungs- und
Betreuungsgutschriften gemass AHVG berlcksichtigen und das fiir einen UL-Bezug
notwendige Reinvermdgen halbieren. Die Minderheiten | Sauter und Il Dobler wollten
mehrheitlich dem Standerat folgen, aber die UL nur Personen, die ab einem Alter von
62 Jahren (Sauter) respektive drei Jahre vor dem Rentenalter (Dobler) ausgesteuert
wurden, ausbezahlen sowie ebenfalls beim Mindesterwerbseinkommen Erziehungs-
und Betreuungsgutschriften anrechnen. Auf Letztere wollte hingegen eine Minderheit
Rosti verzichten. Die Kommissionsmehrheit setzte sich jedoch auch in der Frage der
Anspruchsvoraussetzungen gegen samtliche Minderheiten durch und der Nationalrat
entschied Uberdies, dass der Bundesrat Ausnahmebestimmungen fur Personen, die
diese Anspriche nicht erflllen, schaffen kdnnen solle.

Eine gewichtige Differenz zum Stéanderat schuf der Nationalrat bezlglich der Héhe der
Leistungen. Hier mache es keinen Sinn, eine Obergrenze fiir die UL festzulegen, wie es
Bundesrat und Sténderat getan hatten, da geméass dem Modell der EL die anerkannten
Ausgaben klar festgelegt seien, betonten Mattea Meyer und Philippe Nantermod fir die
Kommission. Mit 117 zu 70 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) setzte sich die
Kommissionsmehrheit diesbezlglich gegen eine Minderheit Rdsti, die den Betrag auf
den doppelten allgemeinen Lebensunterhalt gemass EL beschranken wollte, durch.
Damit zusammenhéangend sprach sich der Rat auch flr eine separate Vergutung der
Krankheits- und Behinderungskosten sowie fiir eine Steuerbefreiung der UL aus.

Auch in den meisten anderen Punkten zeigte sich die Kommissionsmehrheit
erfolgreich. So sollen etwa UL auch ins Ausland exportiert werden diirfen und die
Sozialhilfe bei den anrechenbaren Einnahmen nicht angerechnet werden. Zudem kann
der Bundesrat die Pflicht fir UL-Beziehende schaffen, jahrlich nachzuweisen, dass sie
sich um eine Stelle bemihen. Dieser Punkt war zuvor in den Medien diskutiert worden,
weil der Standerat mit der Einflhrung einer entsprechenden Pflicht die Bemihungen

des Bundesrates, die oL als Vorruhestandsregelung, nicht als
Arbeitslosenentschadigung aufzustellen, torpediert hatte. Wichtig ist die Frage, ob die
UL eine Arbeitslosenentschadigung  darstellen  oder nicht, weil bei

Arbeitslosenentschadigungen gemaéass Personenfreizigigkeit auch die Jahre
angerechnet werden mussten, in denen eine Person im EU-Raum Arbeitslosenbeitrage
bezahlt habe. Bei einer Vorruhestandsregelung mussten jedoch nur die Arbeitsjahre in
der Schweiz angerechnet werden. Die nationalrétliche Version gebe dem Bundesrat nun
die Moglichkeit, hier schnell zu reagieren, falls dies notig sei, betonten die Medien.
Obwohl zudem bei den EL keine Risiko-, Verwaltungs- und Sparbeitréage fur die
berufliche Vorsorge bezahlt werden, wie Marcel Dobler fir die Minderheit Nantermod
argumentierte, sprach sich die Mehrheit des Nationalrats daflr aus, diese Beitrage -
nicht jedoch die Beitrége der beruflichen BVG-Mindestvorsorge, wie es von der
Minderheit Gysi (sp, SG) gefordert worden war - als anerkannte Ausgaben zu
akzeptieren. Bei der EL-Revision habe man beschlossen, dass Personen ab 58 Jahren,
die arbeitslos werden, weiterhin bei ihrer Pensionskasse versichert bleiben kénnten,
erklarte Kommissionssprecherin  Meyer diesbezltglich. Dazu mussten sie aber
Risikobeitrage und Beitrage an die Verwaltungskosten leisten, die entsprechend hier
anerkannt werden sollten.

Schliesslich anderte der Nationalrat den vom Sténderat eingeflgten Artikel zur
Evaluation des Gesetzes: Der Standerat hatte vorgesehen, dass der Bundesrat nach fiinf
Jahren nicht nur Bericht erstatten, sondern auch einen Antrag fur das weitere
Vorgehen stellen solle. Ein Ende der UL wére somit zu diesem Zeitpunkt moglich. Der
Nationalrat strich diesen Punkt und ergénzte stattdessen die Anforderungen an den
Bericht.

Gegen die Kommissionsmehrheit entschied sich der Nationalrat bezlglich der Frage, ob
riickwirkend auch bereits Ausgesteuerte Anrecht auf UL erhalten sollen. Mit 102 zu 92
Stimmen sprachen sich die geschlossen stimmende SVP, Mehrheiten der FDP.Liberalen
und der Mitte-Fraktion sowie ein Mitglied der GLP-Fraktion flr eine Minderheit Aeschi
und gegen eine entsprechende Regelung auf Ruckwirkung aus. Zudem nahm der Rat
einen Antrag Regazzi (cvp, TI) an, wonach Branchen mit sozialpartnerschaftlichen
Lésungen von der Finanzierung der UL ausgenommen werden sollen, weil sie sich
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bereits an eigenen Losungen fur éltere Mitarbeitende beteiligen mussten und es sonst
zu einer Doppelbesteuerung komme. Unklar blieb, wie diese Ausnahme ausgestaltet
werden soll.

Mit 140 zu 54 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) l6ste der Nationalrat erst die
Ausgabenbremse und nahm den Entwurf in der Folge mit 131 zu 57 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) an. Abgelehnt hatten ihn die Mitglieder der SVP-Fraktion mit Ausnahme
von Lorenzo Quadri sowie eine Minderheit der FDP.Liberalen-Fraktion, von der sich
zudem weitere sieben Mitglieder der Stimme enthielten. ™

Bereits am Tag darauf setzte sich der Standerat wieder mit den
Uberbriickungsleistungen (UL) fiir dltere Arbeitslose auseinander, konnte dabei aber
nicht alle Differenzen bereinigen. Die aktuellsten Empfehlungen der SGK-SR zur Hohe
der allgemeinen Obergrenze sowie der Obergrenze der Krankheitskosten liessen die
Kritik der Linken an den Anderungen des Standerats zu den Uberbriickungsleistungen,
welche bereits seit Beginn der Behandlung vorgebracht worden war, immer lauter
werden. Eva Herzog (sp, BS) etwa monierte, dass das Parlament mit seiner aktuellen
Version vom urspringlichen Grundgedanken des Bundesrates, namlich die
Unterstitzung von Menschen, die ein Leben lang gearbeitet hatten, und die
Verhinderung deren Abrutschens in die Sozialhilfe oder in die Nahe der Sozialhilfe,
abgekommen sei. Die Diskussion gehe in eine «véllig falsche Richtung», zumal sie
gewisse Beziigerinnen und Beziiger von UL in Schwierigkeiten bringe, wie Marina
Carobbio Guscetti (sp, TI) ergdnzte. Dem widersprach Erich Ettlin (cvp, OW) heftig.
Vielmehr hole man mit den UL 3'400 Menschen, die heute gar nichts hatten, aus den
Schwierigkeiten heraus; einige wurden dabei aber womoglich in einer ungenlgenden
Situation bleiben. In der Folge zeigte der Standerat dann auch kein Entgegenkommen
bei der Frage nach der Hohe der Obergrenze der UL. Er lehnte einen Minderheitsantrag
Carobbio Guscetti, mit dem die Obergrenze fir Alleinstehende beim doppelten, fur
Mehrpersonenhaushalte bei 2.25-fachen des allgemeinen Lebensbedarfs gemass ELG
festgelegt und die Krankheits- und Behinderungskosten nicht in den allgemeinen
Plafond eingebunden worden waren, ab und beharrte somit auf dem doppelten
Lebensbedarf. Die Obergrenze fiir die gesamten UL inklusive dieser Gesundheitskosten
erhohte er im Vergleich zu seinem ersten Vorschlag fir Mehrpersonenhaushalte, nicht
aber fur Alleinstehende, auf das 2.25-fache des allgemeinen Lebensbedarfs. Zudem
bestatigte er die vom Nationalrat eingeflihrte Obergrenze fir die Gesundheitskosten.
Nachdem Josef Dittli (fdp, SR) fur die Kommission zudem den Begriff
«Mehrpersonenhaushalte» gemass ELG als «Ehepaare, eingetragene Partnerschaften
und Alleinstehende mit Kindern» definiert hatte, stimmte der Rat der entsprechenden
Anderung des Nationalrats zu. Geschlagen gab sich der Standerat beziiglich des Artikels
zur Evaluation: Hier verzichtete er auf die Moglichkeit, die UL im Rahmen der Evaluation
nach funf Jahren wieder streichen zu kénnen.

Nachdem der letzte Aspekt der Vorlage diskutiert und diese somit an den Nationalrat
zurickgewiesen worden war, verabschiedete Stdnderatsprasident Stockli (sp, BE) den
Rat ins Wochenende. Die von ihm angekindigte nachste Sitzung des Standerates am
folgenden Montag fand hingegen nicht mehr statt, die Session war in der Zwischenzeit
aufgrund der Ausbreitung des Coronavirus abgebrochen worden. ¥

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Herbstsession 2015 stand die Debatte zur Reform der Altersvorsorge 2020 als
wichtigstes Traktandum im Sessionsprogramm des Standerates. Die kleine Kammer
hatte Uber 15 Bundesgesetze zur Reform der Altersvorsorge (Entwurf 1) sowie Uber den
Bundesbeschluss Uber die Zusatzfinanzierung der AHV durch eine Erhéhung der
Mehrwertsteuer (Entwurf 2; Verfassungsebene) zu bestimmen. Die SGK-SR hatte
zahlreiche Anderungen gegeniiber dem Entwurf des Bundesrates vorgenommen und
brachte 13 Minderheitsantrage ins Plenum. Die Debatte zog sich Uber drei Tage.

Die Eintretensdebatte behandelte beide Entwirfe gemeinsam. Da Eintreten
vollkommen unbestritten war, diente dieser Teil der Debatte den Angehoérigen der
kleinen Kammer und dem Sozialminister dazu, ausfiihrlich ihre Haltung fir die
anschliessend stattfindende Detailberatung darzulegen. Die Sprechenden betonten
unisono die hohe Wichtigkeit und auch Dringlichkeit der anstehenden Reform. Vor dem
Hintergrund, dass die AHV das wichtigste Sozialwerk der Schweiz ist und die Vorlage
Millionen Menschen im Land betreffen wird, wurde die Reform als die wichtigste seit
Jahren bezeichnet, ja als Garantie zur Erhaltung des Generationenfriedens. Obwohl
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periodische Anpassungen bei der Altersvorsorge notwendig seien, war seit 20 Jahren
keine  AHV-Reformvorlage  mehr  erfolgreich. Entsprechend riefen  die
Kantonsvertreterinnen und -vertreter dazu auf, verantwortungsvoll zu handeln, die
ideologischen Schutzengraben zu verlassen und ein Scheitern der komplexen Vorlage an
der Urne zu verhindern.

Auch  die  Kommissionssprecherin ~ Maury-Pasquier  (sp, GE) und der
Kommissionssprecher Schwaller (cvp, FR) betonten die Wichtigkeit der Vorlage
aufgrund des demografischen Wandels. Obwohl die Kommission zahlreiche Anderungen
gegenuber dem Entwurf des Bundesrates vorgenommen hatte, bleibe das Ziel
identisch: Eine Stabilisierung der Altersvorsorge bis ins Jahr 2030. In der
Kommissionsdebatte seien die Gemeinsamkeiten grosser gewesen als die Differenzen
und der Entscheid flur ein finanziell ausgeglichenes Gesamtpaket war einstimmig
gefallen.

Die sozialdemokratische Fraktion im Rat erklérte, die Revision musse in ihrer
Gesamtheit auf die BedUrfnisse der Personen mit tiefem und mittlerem Einkommen
abgestimmt sein, um an der Urne zu bestehen. Fir diese Bevdlkerungsgruppen seien
die erste und zweite Séule von hoher Wichtigkeit. Wahrend beide Entwdirfe, jener des
Bundesrats und jener der Kommission, das Ziel eines ausgeglichenen Stands des AHV-
Fonds im Jahr 2030 erreichten, schwache der Vorschlag des Bundesrates die AHV,
wahrend jener der SGK-SR sie stérke. Dies komme insbesondere Personen mit tiefem
Einkommen zugute. Als einzige Verschlechterung bei der AHV sei im
Kommissionsentwurf die Erhéhung des Rentenalters der Frauen Ubrig geblieben. Die
Erhdhung der AHV fur Ehepaare und fir alle neu Pensionierten bezeichneten die SP-
Abgeordneten als Herzstick der Vorlage. Die fixe Erhdohung starke dabei die soziale
Komponente der AHV, und eine Ansiedlung der Kompensationsmassnahmen in der AHV
statt in der beruflichen Vorsorge sei kostenglinstiger. Eine Erhéhung der AHV-Renten
sei schon alleine deshalb notwendig, weil die Renten in den letzten 35 Jahren
gegenuber der Lohnentwicklung in Rickstand geraten seien, so die Genossen.
Insgesamt sei die Vorlage solide, da Einnahmen und Ausgaben Ubereinstimmen, und sie
sei transparent und verstandlich und somit mehrheitsfahig.

Einen ganz anderen Standpunkt vertraten wenig Uberraschenderweise die
Sprecherinnen und Sprecher der FDP-Liberalen Fraktion. Nachdem sie diverse Vorteile
der Vorlage herausgestrichen hatten, erlauterten sie die Grinde fur ihre Ablehnung
eines AHV-Ausbaus. Dieser funktioniere nach dem Giesskannenprinzip, was angesichts
der starken Bevolkerungsalterung nicht finanzierbar sei. Anstatt wie urspringlich
vorgesehen die AHV zu stabilisieren, werde sie durch diesen Ausbau destabilisiert. Das
Ausbauvorhaben sei dem Umstand geschuldet, dass man mit der Vorlage implizit zwei
hangigen Volksinitiativen - ,AHV plus" der SP und ,Gegen die Heiratsstrafe" der CVP -
habe entgegenkommen wollen. Der fixe Ausbau um CHF 70 stehe bei einer
Sanierungsvorlage quer in der Landschaft, eine ,Heiratsstrafe", die es zu kompensieren
galte, existiere summa summarum gar nicht. Nicht zuletzt wére eine Erhdhung
ausschliesslich der Neurenten ohnehin ungerecht. In klassisch-liberaler Manier wurde
auch angemerkt, eine Erhéhung der Lohnbeitréage wirde die Wettbewerbsféhigkeit der
Schweizer Wirtschaft schwachen. Ganz grundsatzlich, so die Ausfihrungen, sollten die
erste und die zweite Saule nicht vermischt werden und Kompensationen fur Kirzungen
grundsatzlich in der selben Saule vorgenommen werden.

Auf Seiten der kleinen Mitteparteien zeigte sich Uneinigkeit: Wahrend Verena Diener
Lenz (glp, ZH) sich insgesamt mit der Vorlage zufrieden zeigte, kritisierte Werner
Luginbihl (bdp, BE) insbesondere den Verzicht der Kommission auf einen
Interventionsmechanismus. Beide Rate hatten einem solchen mehrmals zugestimmt.
Insgesamt sei die Vorlage zu wenig nachhaltig und um eine Erhéhung des Rentenalters
fUhre letztlich kein Weg herum.

Die Sprecher der SVP-Fraktion betonten, die Reform musse zwar referendumsfest sein,
man kénne dem Volk jedoch keinen Sand in die Augen streuen. Fur Spezialwlnsche sei
in der Vorlage kein Platz. Zwar sei der Entwurf der Kommission gegentber jenem des
Bundesrats bereits schlanker, jedoch gefahrde der vorgesehene Ausbau der AHV deren
Stabilitat und sei dartuber hinaus nicht notwendig, da die anderen vorgesehenen
Massnahmen die durch die Senkung des BVG-Umwandlungssatzes verursachten
Rentenkirzungen kompensieren wirden. Entsprechend sei auch eine Erhdéhung der
Lohnbeitrage, welche aufgrund der aktuellen Wirtschaftslage ohnehin nicht vertretbar
sei, nicht vonnoéten, so die Volkspartei. Die Sprecher befurworteten zudem die
Angleichung des Rentenalters von Mann und Frau. Diese sei geméass neuen Umfragen in
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der Bevoélkerung akzeptiert.

Die CVP-EVP-Fraktion schliesslich, grosste Fraktion im Stédnderat, hatte am
Kommissionsentwurf in entscheidender Position mitgearbeitet und erklarte sich mit
dem Ergebnis sehr zufrieden. Da das Konzept ausgewogen sei, konne es auch an der
Urne akzeptiert werden. Die Sozialeinrichtungen wirden mit dem vorliegenden Entwurf
stabilisiert und die Renten gesichert. Damit entstehe fir die Arbeitgeber auch wichtige
Planungssicherheit. Insgesamt, so die Sprecher, sei der Vorschlag der Kommission
zudem um CHF 250 Mio. glinstiger als jener des Bundesrats.

Am Ende der Eintretensdebatte fliihrte Bundesrat Berset in einem langen Pladoyer noch
einmal die aktuelle Problemlage, die Eckwerte und Ziele der Reform, die Unterschiede
zwischen dem Entwurf des Bundesrates und jenem der Kommission, sowie die Haltung
des Bundesrates gegenlber dem Vorschlag der Kommission aus. Es handle sich hier
tatsachlich um eine Reform des Bundesrates, und nicht um eine ,Reform Berset", wie
in den Medien oft dargestellt, beantwortete der Innenminister eine Frage, die zuvor
gestellt worden war. Der Gesamtbundesrat habe sich seit dem Jahr 2012 intensiv mit
der Materie beschaftigt. In den wichtigsten Punkten, so der Sozialminister, sei die
vorberatende Kommission nun auch dem Entwurf des Bundesrates gefolgt. Diese seien
insbesondere die Behandlung der ersten und zweiten Séule in einer einzigen Vorlage
und der Erhalt des Rentenniveaus. Die wichtigsten Unterschiede sah er bei der
Kompensation durch eine Erhdéhung der AHV und bei der Anhebung der
Mehrwertsteuer bloss um einen statt 1,5 Prozentpunkte. Wahrend er sich mit dem
ersten Punkt anfreunden kénne, fuhrte Berset aus, ware eine starkere Erhéhung der
Mehrwertsteuer bei gleichzeitiger Senkung des Bundesbeitrags an die AHV aus Sicht des
Bundesrates erstrebenswerter. Insgesamt drickte Berset jedoch seine Zufriedenheit
mit der Arbeit der Kommission und der Haltung des Rates aus, wonach es nicht nur zu
~versuchen" gelte, die Altersvorsorge zu reformieren, sondern dies auch tatsachlich
gelingen musse. In diesem Sinne empfahl der Bundesrat Eintreten, und der Stédnderat
folgte ohne Gegenantrag.

Nachdem Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen worden war, begann noch am
selben Tag die Detailberatung. Zuerst wurde Entwurf 1 behandelt, der die 15
Bundesgesetze zur Reform der Altersvorsorge enthalt. Erster Diskussionspunkt war die
Angleichung des Rentenalters fir Manner und Frauen. Der Rat beschloss gegen eine
Minderheit Rechsteiner Paul (sp, SG), die das Rentenalter der Frauen bei 64 Jahren
belassen wollte, die Rentenalter auf 65 anzugleichen, den Angleichungsprozess direkt
bei Inkrafttreten der Reform zu beginnen und diesen auf drei Jahre zu beschranken.
Der Entscheid fiel mit 37 zu 8 Stimmen. Damit hatte auch ein Teil der SP-Fraktion die
Erhdéhung des Frauenrentenalters als Kompromiss mitgetragen. Gegen eine weitere
Minderheit Rechsteiner, die den Umwandlungssatz im obligatorischen Teil der zweiten
Séule hatte bei 6,8 Prozent belassen wollen, beschloss die kleine Kammer, den Satz auf
6 Prozent zu senken. 37 Ratsmitglieder sprachen sich flr die Senkung aus, 7 dagegen. In
der Frage des Koordinationsabzuges folge der Rat seiner Kommission einstimmig und
ohne Enthaltungen.

Am 15. September 2015, so die spateren Pressereaktionen, setzte sich im Standerat eine
Mitte-Links-Allianz durch. SVP und FDP hofften nun auf den Nationalrat fur eine
Korrektur, hiess es. Als erstes Traktandum fallte die kleine Kammer namlich einen
Grundsatzentscheid und beschloss die von ihrer Kommission vorgesehene Erhéhung
der AHV-Neurenten - einerseits eine lineare Erhéhung um CHF 70, andererseits die
Erhéhung der Ehepaarrenten von 150 auf 155 Prozent einer Maximalrente. Der
Entscheid fiel mit 21 zu 17 Stimmen bei einer Enthaltung gegen den Willen einer rechts-
birgerlichen Minderheit Gutzwiller (fdp, ZH), die die Erhéhung hatte streichen wollen.
Eine sozialdemokratische Minderheit Rechsteiner Paul (sp, SG), die eine Erhéhung flr
alle Renten statt nur der Neurenten gefordert hatte, wurde dagegen zurilickgezogen. In
der weiteren Debatte folgte der Rat diskussionslos seiner Kommissionsmehrheit darin,
die Lohnbeitrage fur die AHV um 0,3 Punkte anzuheben, welche je haélftig auf
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu verteilen sind. Eine Minderheit Rechsteiner hatte
eine Anhebung um 0,5 Punkte gefordert, eine Minderheit Gutzwiller wehrte sich gegen
eine Anhebung der Lohnbeitrage.

Entsprechend dem Antrag seiner Kommissionsmehrheit beschloss der Rat, die AHV-
Beitragssatze fur Angestellte und Selbststandigerwerbende zwar anzunahern, jedoch
nicht ganz zu vereinheitlichen. Er blieb auch bei der sinkenden AHV-Beitragsskala fur
Selbststandige mit kleinem Einkommen. Eine Minderheit Rechsteiner hatte die
sinkende Skala abschaffen wollen, eine Minderheit Gutzwiller wollte dem Vorschlag des
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Bundesrates folgen. Eine weitere Differenz zum Bundesratsentwurf entstand, indem
der Standerat mit 25 zu 11 Stimmen bei 5 Enthaltungen seiner Kommissionsmehrheit
folgte und jegliche Anderungen bei den Witwen- und Witwerrenten sowie den
Waisenrenten strich. Die Kommissionssprecherin erklarte, nach ausflhrlicher
Diskussion habe die Kommission die Anderungen als verfriiht klassiert. Weiter strich die
kleine Kammer auf Antrag ihrer Kommission und gegen eine sozialdemokratische
Minderheit Bruderer (sp, AG) mit 25 zu 15 Stimmen bei einer Enthaltung die vom
Bundesrat vorgesehene Flexibilisierung des Altersricktritts flr Personen, welche
bereits fruh in die AHV einbezahlt und insgesamt ein tiefes Einkommen erzielt haben.
Gemass aktueller Rechtslage fliessen vor dem 21. Altersjahr bezahlte AHV-Beitrage nicht
in die Rentenberechnung ein; die Flexibilisierung ware gemass der
Minderheitssprecherin mehrheitlich Frauen zugute gekommen. Auch in der Frage der
Hohe der Bundesbeitréage zur AHV folgte der Standerat seiner Kommission und beliess
diese einstimmig auf der urspringlichen Hohe, wahrend der Bundesrat eine Senkung
vorgesehen hatte. Ebenfalls einstimmig verzichtete der Rat auf die Einflihrung eines
zweistufigen  Interventionsmechanismus in der AHV ~ mit automatischen
Stabilisierungsmassnahmen. Er erhdhte aber den Schwellenwert fur die Verpflichtung
zu nicht-automatischen politischen Massnahmen von einem Stand des AHV-Fonds bei
70% einer Jahresausgabe auf 80% einer Jahresausgabe. Die Ubergangsbestimmungen
fur die Anhebung des Referenzalters der Frauen beschloss die kleine Kammer gemass
Antrag ihrer Kommission mit 26 zu 11 Stimmen bei drei Enthaltungen, womit der
Ubergang innerhalb von drei Jahren vollzogen wird.

Nachdem die Gesetzesanderungen zur Reform der AHV beraten waren, wandte sich der
Standerat der Reform der beruflichen Vorsorge zu. Er flUhrte auf Antrag seiner
Kommission einen neuen Artikel ein, welcher es Personen, die nach ihrem 58. Altersjahr
arbeitslos werden, ermdglicht, ihre Einzahlungen in die zweite Saule fortzufuhren. Die
weitere Beratung verlief unkontrovers, mit Ausnahme einer Bestimmung Uber die
Evaluation der beruflichen Vorsorge, bei der die kleine Kammer vom Bundesrat
vorgesehene Kompetenzen fir das Bundesamt flr Statistik wieder strich. Argumentiert
wurde mit Doppelspurigkeiten und zuséatzlichen Kosten. Die Sitzung schloss am Mittag
und wurde am Morgen des Folgetages wieder aufgenommen. Zu reden gab dabei
insbesondere noch die .Legal Quote", jenen Anteil der Ertrédge in der beruflichen
Vorsorge, den ein Lebensversicherer seinen Versicherten mindestens auszahlen muss.
Nach geltendem Recht betrdgt die Quote 90% und die Kommissionsmehrheit
beantragte, daran festzuhalten. Der Bundesrat hatte eine Anhebung auf 92%
vorgesehen, und eine Minderheit Egerszegi (fdp, AG) beantragte, dem Bundesrat zu
folgen. Der Rat entschied mit 28 zu 15 Stimmen geméss dem Antrag seiner Kommission.

Damit war die Beratung der Bundesgesetze im Standerat abgeschlossen und es blieb die
Verfassungsbestimmung zur Anpassung des Mehrwertsteuersatzes. Eintreten war
obligatorisch. Gemaéss Vorschlag des Bundesrates sollte die Mehrwertsteuer gestaffelt
um 1,5 Punkte angehoben werden. Die Kommissionsmehrheit beantragte eine ebenfalls
gestaffelte Erhdhung um bloss einen Prozentpunkt. Der erste Erhéhungsschritt soll
dabei mit dem Ende der Zusatzfinanzierung der Invalidenversicherung utber die
Mehrwertsteuer zusammenfallen, womit der Satz faktisch gleich bleibt. Ein zweiter
Erhéhungsschritt soll dann im Jahr 2021 zusammen mit der Angleichung des
Referenzalters von Mann und Frau vollzogen werden. Eine Minderheit Gutzwiller (fdp,
ZH) verlangte eine Erhdhung um nur insgesamt 0,9 Prozentpunkte, eine Minderheit
Stockli (sp, BE) eine Anhebung um 1,5 Prozentpunkte. Letztere wurde im Laufe der
Debatte zurtickgezogen. Der Antrag der Kommissionsmehrheit obsiegte schliesslich
gegenuber jenem der Minderheit Gutzwiller mit 27 zu 17 Stimmen ohne Enthaltung.
Anschliessend bevorzugten die Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter den Antrag
ihrer Kommissionsmehrheit gegentber jenem des Bundesrates mit 42 zu einer Stimme
bei einer Enthaltung.

In der Gesamtabstimmung sprachen sich 29 Standeratsmitglieder flr die Annahme des
Entwurfes aus, funf dagegen, bei 10 Enthaltungen. Das Resultat bestatigte den Eindruck,
dass sich Mitte-links im Rat durchgesetzt hatte: Wahrend samtliche Vertreterinnen und
Vertreter von CVP, SP, GP und GLP flr die Vorlage stimmten, kamen aus der FDP bloss
zwei Ja-Stimmen, aus der SVP gar keine. Die Enthaltungen verteilten sich gleichmassig
auf die FDP-Liberale- und die SVP-Fraktion sowie den BDP-Vertreter. ?°
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Krankenversicherung

Im Stdnderat empfahl die Kommissionsmehrheit, auf das Geschéft einzutreten und es
anschliessend mit dem Antrag an den Bundesrat zurtickzuweisen, eine Losung mit einer
Lockerung des Vertragszwangs vorzulegen. Eine Minderheit Eder (fdp, ZG) sprach sich
fir Nichteintreten aus, eine Minderheit Schwaller (cvp, FR) flir eine Ablehnung der
Ruckweisung und damit fur die noch nicht erfolgte Detailberatung in der Kommission.
Die Mehrheit stellte die Verfassungsmassigkeit des Zulassungsstopps, welcher per
dringliches Bundesrecht eingefliihrt worden und danach zwei Mal verléangert worden
war, in Frage. Sie beflrchtete eine Verscharfung des Mangels an inlandischem
Arztenachwuchs bei einem erneuten Stopp und kritisierte die Unklarheit dartber, ob
die Massnahme in den vergangenen Jahren tUberhaupt zu Kosteneinsparungen gefuhrt
habe. Nicht zuletzt sei zweifelhaft, ob der im Nationalrat angenommene Einzelantrag
berhaupt mit der Personenfreiziigigkeit vereinbar sei, da er auslandische Arzte
diskriminiere. Die Minderheit Eder erkléarte, sie sei mit der Hin-und-Her-Politik der
letzten Jahre nicht mehr einverstanden und wolle endlich eine umfassende Lésung. Sie
wisse dabei verschiedene Parteien und Verbénde sowie etliche Kantone hinter sich.
Eine erneute Zulassungsbeschrankung sei ein schlechtes Signal an die jungen Arztinnen
und Arzte, laufe dem Grundsatz .ambulant vor stationar® zuwider und sei
rechtsstaatlich bedenklich. Zudem sei eine konsequente Marktlésung einer erneuten
Regulierung des Angebots vorzuziehen. Die Minderheit Schwaller warnte vor ein bis
zwei zusatzlichen Pramienprozenten, wurde das Wachstum der Anzahl Zulassungen
nicht gebremst, und flihrte aus, einzig die Massnahme eines Zulassungsstopps kénne
bereits kurzfristig dagegen wirksam werden. Eintreten wurde schliesslich mit 27 zu 17
Stimmen beschlossen. Beim Rulckweisungsantrag ergab sich ein Patt von 22 zu 22
Stimmen. Mit Stichentscheid des Prasidenten Lombardi (cvp, Tl) ging das Geschéft zur
Detailberatung an die Kommission. Diese nahm umfassende Abklarungen vor bezlglich
der Verfassungsmassigkeit des Bundesratsentwurfes, der Wirkungen der bisherigen
Zulassungsbeschrankungen und insbesondere der Vereinbarkeit des vom Nationalrat
aufgenommenen Zusatzes mit der Personenfreizligigkeit. Die Gutachten verschiedener
Experten zu letzterem kamen zu widerspruchlichen Ergebnissen. Die Abkléarungen
dauerten einige Zeit, womit das urspringliche Ziel des Innenministers Berset, den
Zulassungsstopp bereits im April wieder einzufihren, nicht mehr erreicht werden
konnte. Um eine mdoglichst rasche Beschlussfassung zu erreichen, hatte der Bundesrat
im Vorjahr beschlossen, das Gesetz als dringlich einzustufen. Die Detailberatung im
Standerat fand in der Sommersession statt. Berset betonte zu Beginn der Debatte, bei
dem 2012 beobachteten Anstieg der Neuzulassungen handle es sich nicht um einen
simplen Aufholeffekt, was daran zu erkennen sei, dass der Anstieg in der ersten
Jahreshalfte 2013 unverédndert angehalten habe. Zu reden gab insbesondere die vom
Nationalrat eingefiigte Ausnahmebestimmung, wonach Arzte mit mindestens
funfjahriger Schweizer Berufserfahrung von der Zulassungspflicht ausgenommen wéren.
Die Kommissionsmehrheit sprach sich mit Verweis auf die Personenfreiziigigkeit
dagegen aus. Eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG) strebte einen Kompromiss an, indem
sie die Frist auf drei Jahre beschranken wollte und gab an, ein allfélliges Ritzen der
Personenfreizligigkeit angesichts der Vorteile in Kauf nehmen zu wollen. Diese Position
unterlag mit 22 zu 18 Stimmen. Diskutiert wurden auch die Kompetenzen der Kantone
bei der Festlegung der Kriterien flur ein Bedlrfnis nach Zulassungen von
Leistungserbringern. Eine Minderheit Stockli (sp, BE) sprach sich fir die Version des
Bundesrates aus, wonach die Kantone ,anzuhéren™ seien. Die Kommissionsmehrheit
verlangte dagegen, der Bund habe die Kriterien mit den Kantonen zusammen
einvernehmlich festzulegen. Die Minderheit begrindete ihre Position damit, dass die
Haltungen der Kantone stark auseinandergingen und eine L&sung im Einvernehmen
damit nicht zu finden sei. Die Mehrheit hielt dagegen, die Kantone wirden die
Bedurfnisse auf ihrem Gebiet am besten kennen und durften nicht von der Hauptstadt
aus bevormundet werden. Mit 22 zu 21 Stimmen folgte der Rat der Position der
Mehrheit. In der Gesamtabstimmung sprachen sich 25 Kantonsvertreter flir den
Entwurf aus, 15 dagegen. ?'

In der Frihjahrssession 2015 nahm sich der Standerat als Erstrat eines Entwurfs des
Bundesrats zur Anderung des KVG beziiglich Risikoausgleich und Trennung von Grund-
und Zusatzversicherung an. Diverse Elemente einer Vorlage, welche urspriinglich als
indirekter Gegenvorschlag zur im September 2014 vom Volk abgelehnten Initiative fur
eine offentliche Krankenkasse konzipiert worden war, wurden hierbei aufgenommen.
Der Entwurf strebt eine institutionelle Trennung von Grund- und Zusatzversicherung
sowie eine Verfeinerung des Risikoausgleichs an. Die Idee der Einrichtung eines
Hochrisikopools, welche in der Vernehmlassung besonders kritisiert worden war, war
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inzwischen  fallengelassen  worden.  Die = Kommissionsmehrheit  beantragte
Nichteintreten, eine Minderheit Stockli (sp, BE) Eintreten. Die Mehrheit argumentierte,
es bestehe kein Handlungsbedarf. Eine Verfeinerung des Risikoausgleichs sei 2014
beschlossen worden und befinde sich in der Umsetzung. Um Geld- und
Informationsflisse zwischen der Grund- und der Zusatzversicherungsabteilung einer
Krankenkassengruppe zu unterbinden, bestiinden im Krankenversicherungsgesetz und
im neuen Aufsichtsgesetz genug Moglichkeiten, und zudem wirde das Vorschreiben
einer vollkommenen juristischen Trennung einen starken Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit der Versicherer bedeuten. Die Minderheit hielt dagegen, das neue
Aufsichtsgesetz kdnne nur dann greifen, wenn es zu einer Finanztransaktion zwischen
den verschiedenen Einheiten einer Versicherungsgruppe komme. Dies sei aber per
Definition  nicht  moglich, da eine  Versicherungsgruppe eine einzige
Rechtspersonlichkeit bilde. Es sei wichtig, auf die Vorlage einzutreten, um
anschliessend den konkreten Umfang der vorzunehmenden Trennung zu diskutieren.
Die burgerliche Mehrheit des Rates sah dies anders und beschloss mit 24 zu 17 Stimmen
Nichteintreten. ?

Einen Tag bevor der Stdnderat die Bundesratsvorlage zur Anpassung der Franchisen an
die Kostenentwicklung behandelte, hatte die SP bereits verkindet, dass man, falls
notig, das Referendum gegen das Gesetz ergreifen werde. Die Franchisenerhéhung sei
inakzeptabel, treffe mit den chronisch Kranken und alteren Menschen die Schwéchsten
am starksten und sei deshalb ein Angriff auf die Solidaritat, hatte Barbara Gysi (sp, SG)
erklart.

Von dieser Referendumsdrohung liess sich der Standerat aber tags darauf in der
Frihjahrssession 2019 nicht beeindrucken. Den Minderheitsantrag Stockli (sp, BE) auf
Nichteintreten lehnte er mit 28 zu 13 Stimmen ab und nahm die Vorlage in der Folge
nach einer Prazisierung bezlglich der Bruttokosten in der Gesamtabstimmung mit 26 zu
13 Stimmen (2 Enthaltungen) an. Noch in derselben Session akzeptierte der Nationalrat
die Anderungen stillschweigend, sodass die beiden Rate gut eine Woche spéater zur
Schlussabstimmung schreiten konnten.

In der Zwischenzeit hatte sich jedoch die Ausgangslage verédndert: Zwei Tage vor der
Schlussabstimmung hatte SVP-Fraktionschef Aeschi (svp, ZG) erklart, die SVP-Fraktion
werde die Vorlage ablehnen. Man wolle nicht einseitig die Pramienzahlenden belasten,
stattdessen musse ein Gesamtpaket geschaffen werden, in dem auch die anderen
Akteure wie Krankenkassen oder Arztinnen und Arzte ihren Beitrag leisten sollten,
erklérte er. In der Ratsdebatte ergénzte Leo Mdller (cvp, LU), auch die CVP unterstitze
dieses Projekt nicht und werde sich der Stimme enthalten, zumal sie sich von Anfang an
flr eine umfassende - und keine einseitig die Patientinnen und Patienten belastende -
Revision ausgesprochen habe. Dies fluhrte bei den anderen burgerlichen Parteien zu
Unverstandnis. Lorenz Hess (bdp, BE) nervte sich, dass die Ausgangslage nun plétzlich
anders sei, obwohl sich inhaltlich nichts verdndert hatte. Sowohl SVP als auch CVP
hatten die Vorlage in der Wintersession 2018 noch geschlossen beflirwortet. Beat Walti
(fdp, ZH) sprach von einem «parlamentarischeln] Trauerspiel» und von einem
«durchschaubare[n] und unglaubwirdigeln] Manéver». Roger Nordmann (sp, VD) warf
der SVP vor, vor den eidgendssischen Wahlen das Referendum der SP gegen das Gesetz
und die Debatte zur Franchisenerhohung verhindern zu wollen, und Balthasar Glattli
(gp, ZH) warf ein, dass es bereits «wahlkdmpfelet», und lobte ironisch die «Pirouetten»,
die die SVP drehe. Dem widersprach Thomas Aeschi heftig. Das verfehlte
Gesundheitssystem sei von der SP entworfen worden und unter der Federfihrung der
damaligen SP-Bundesratin Ruth Dreifuss unter Jubel der FDP und CVP entstanden. Nur
die SVP habe damals schon prophezeit, was passieren werde - und habe Recht
behalten. Die SVP werde nicht Hand bieten fur den Versuch, das verrottete System
durch ein paar «Pflasterli» zu heilen.

Und so kam es, wie die Vertreterinnen und Vertreter der FDP und der BDP beflirchtet
hatten: Mit 101 zu 63 Stimmen lehnte eine Allianz aus SP- und Grinen-Fraktion, einer
Mehrheit der SVP-Fraktion sowie einzelnen Mitgliedern der CVP-Fraktion - der
Grossteil der CVP-Fraktion enthielt sich wie angekiindigt der Stimme - die Anpassung
der Franchisen an die Kostenentwicklung ab und versenkte die Vorlage. Dass der
Standerat - und mit ihm alle funf SVP-Standerate - die Vorlage mit 27 zu 14 Stimmen
annahm, war somit gegenstandslos. Auch die Medien werteten den
Meinungsumschwung bei der SVP und der CVP - &hnlich wie zuvor die
Parlamentarierinnen und  Parlamentarier - als «wahltaktisches Mandver»
(Tagesanzeiger).
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In der Sommersession 2019 behandelte der Standerat als Zweitrat die
Bundesratsvorlage zur Zulassung von Leistungserbringenden. Der Rat beschloss
Eintreten ohne Gegenantrag und schuf in der Folge einige Differenzen zum Nationalrat,
zum Beispiel beziiglich des Arzteregisters, das die grosse Kammer eingefiigt hatte. Hans
Stockli (sp, BE) erklarte fur die Kommission, dass man dieses Register prinzipiell
beflirworte, weil es Transparenz schaffe und eine kostendampfende Wirkung haben
kénnte. Man habe aber die Formulierungen zusammen mit dem Bundesamt flr Justiz
bereinigt. Hatte der Nationalrat zudem offen gelassen, wie die notwendigen
Sprachfahigkeiten der angehenden Leistungserbringenden getestet werden sollen,
erganzte die SGK-SR die Vorlage um eine vergleichsweise detaillierte Regelung zu
noétigen Sprachtests. Diese nahm der Stéanderat mit 22 zu 17 Stimmen gegen eine
Minderheit Berberat (sp, NE) an, die eine entsprechende Regelung im Rahmen einer
Verordnung beflirwortet hatte. Beziiglich der Beschrankung der Anzahl Arztinnen und
Arzte entschied sich der Stinderat zudem gegen einen Antrag Hegglin (cvp, ZQ), die
Muss-Formulierung des Nationalrats der Kann-Formulierung des Bundesrates
vorzuziehen. Die Situationen in den Kantonen seien zu unterschiedlich, als dass man
alle Kantone zur Einschrankung der Arztezahl verpflichten kénne, erklarte Stockli. Auch
die Lockerung des Vertragszwangs, das Beschwerderecht bezlglich Arztehéchstzahlen
fur die Versicherer oder die Versichererverbénde sowie die Verkntpfung der Vorlage
mit EFAS lehnte der Rat ab. In der Gesamtabstimmung sprach sich der Standerat mit 33
zu O Stimmen bei 4 Enthaltungen fur die so verdnderte Vorlage aus. *

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

L'intégration est 'objectif affirmé de la révision partielle de la loi sur les étrangers. Le
Conseil fédéral a précisé ses intentions dans un message publié en mars 2013. Ainsi, les
étrangers bien intégrés auraient dorénavant droit & une autorisation d’établissement
apres avoir résidé 10 ans en Suisse. Les cantons garderaient la possibilité d’accorder
cette autorisation apres 5 ans en cas de bonne intégration. Le regroupement familial
serait également conditionné a la maitrise d'une langue nationale ou, au minimum, a la
volonté d’apprendre (par le biais d'un programme d’encouragement) une langue
nationale. L'intégration linguistique serait également renforcée par le programme
d’encouragement national «fide». En cas de mauvaise intégration, les autorités
pourraient conclure une convention d’'intégration. Et en cas de non-respect de cette
convention, l‘autorisation de séjour pourrait étre retirée. La commission des
institutions politiques du Conseil des Etats (CIP CE) a salué I'approche générale de
cette révision partielle, mais a également apporté des modifications discutées lors du
débat au Conseil des Etats. C’est en hiver que ce dernier s’est penché sur la
modification de la loi. Une minorité Féhn (udc, SZ) a tout d’abord proposé de refuser
I"'entrée en matiere. Cette minorité a été défaite par 29 voix contre 11 et 1 abstention. Le
Conseil des Etats a ensuite modifié la proposition du Conseil fédéral sur avis de sa
commission. Alors que le Conseil fédéral, soutenu par une minorité Stéckli (ps, BE),
souhaitait accorder aux personnes qui assurent un enseignement religieux une
dispense de communiquer dans une langue nationale, le Conseil des Etats s’est opposé
a cette mesure. Le Conseil des Etats a également rejeté une proposition de minorité
Engler (pdc, GR), déposée sous I'impulsion des cantons, qui souhaitait biffer le devoir
des cantons de systématiquement contrdler le degré d’intégration des étrangers
souhaitant prolonger leur autorisation de séjour. Sur la question du droit a
|"autorisation de séjour aprés 10 ans de résidence, les sénateurs ont, 1a aussi, suivi leur
commission. Alors que le Conseil fédéral souhaitait donner aux personnes bien
intégrées le droit d’obtenir une autorisation de séjour apres 10 ans de résidence sur le
territoire suisse, la CIP CE a préféré conserver le droit en vigueur qui donne la
possibilité aux autorités de délivrer une telle autorisation. Résumé avec les termes du
président de la commission, Robert Cramer (verts, GE), la commission a préféré une
« Kann-Vorschrift » & une « Muss-Vorschrift ». L'étranger a donc la possibilité
d’obtenir une possibilité de séjour, il n'y a cependant pas «droit». Concernant
|"attribution de I'encouragement a l'intégration, les sénateurs ont débattu de la
question suivante : quels acteurs politiques doivent étre entendus avant de décider des
bénéficiaires de I'attribution de I'encouragement? Bien que la commission souhaitait
limiter la participation aux cantons, la conseillere nationale Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG) a proposé d’intégrer également les associations intercommunales. C’est par 19 voix
contre 13 que le Conseil des Etats a suivi la politicienne argovienne. Au vote sur
'ensemble, le texte a été adopté par 24 voix contre 7 et 4 abstentions. Le Conseil
national devra encore se prononcer [9]. ?°
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